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Offentliche Anhérung

Gesetzentwurf

Landesregierung

Drittes Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung
— Drucks. 21/2380 —

hierzu:

Stellungnahmen der Anzuhdrenden
— Ausschussvorlage WVA 21/13 —

(verteilt: Teil 1 am 28.08.2025; Teil 2 am 09.09.2025)

Vorsitzender:

Einen schénen guten Morgen, Kolleginnen und Kollegen! Ein herzliches Willkommen und einen
schénen guten Morgen vor allem auch an diejenigen, die heute als Anzuhérende unter uns sind.
Ich heile Sie nicht nur willkommen, sondern freue mich auch dariiber, dass Sie alle offensichtlich
unbeschadet anreisen konnten. Das sage ich deswegen, weil einige Kollegen in Staus stehen,
was unter anderem dem schweren Unfall gestern Abend auf der A 3 — ich weil} nicht, ob Sie das
mitbekommen haben — geschuldet ist. Dabei gab es drei Tote. Ich habe eben gehért, dass die
A 3 fir eine halbe Stunde komplett in beide Richtungen gesperrt wird, um wohl diesen Unfall
nachzuvollziehen. Insofern kdnnte es sein, dass einige deutlich zu spat kommen. Aber das kon-
nen wir jetzt nicht &ndern. Wir beginnen trotzdem punktlich.

Wir haben uns zunachst einmal fur lhre Stellungnahmen zu bedanken. Ich schicke fir alle dieje-
nigen, die gleich vortragen werden, vorweg, dass wir alle die auch gelesen haben. Insofern ware
ich Ihnen dankbar, wenn Sie sich bei lhren Ausfiihrungen — das ware meine herzliche Bitte, weil
wir, wenn ich das richtig sehe, 15 Wortbeitrage haben werden — auf drei Minuten konzentrieren
kénnten. Ich darf lhnen versichern, dass lhre Argumente umso mehr Gewicht haben, je kurzer
Sie sie fassen und wenn Sie sich auf Kernthemen fokussieren, die lhnen wichtig sind. Das ist
eine gewohnte Ubung. Wir haben im Anschluss noch eine zweite Anhérung. Deswegen wéren
wir dankbar, wenn wir alle versuchen — das gilt natlrlich auch fir die Kolleginnen und Kollegen
der Fraktionen —, uns ein bisschen zu disziplinieren. Ich bitte um Nachsicht, wenn ich das vorab
so formuliere. Ich glaube, Sie kennen die Vorgehensweise auch aus vielen anderen Anhérungen
in der Vergangenheit und haben hoffentlich daflir Verstandnis.

Wir begriiRen Herrn Minister Mansoori und Frau Staatssekretarin Frohlich; das gehort zur Etikette
hier dazu. Schon, dass Sie es einrichten kénnen, hier zu sein.

Wir haben ein gemeinsames und, ich glaube, fast sagen zu duirfen, parteitibergreifendes Thema,
namlich dass wir das Bauen beschleunigen und méglichst auch ein bisschen preiswerter machen.
Insofern vermute ich, dass wir heute nicht ganz so heftig streiten werden, wie wir das sonst hin

Ka 5 WVA 21/22 — 08.09.2025


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/21/0/02380.pdf

21. WAHLPERIODE R 8 HESSISCHER
el L

g LANDTAG

und wieder tun. Das gehdért zur Demokratie dazu. Hier habe ich den Eindruck, dass die meisten
im Groben in die gleiche Richtung marschieren wollen. Wir haben aber naturlich trotzdem auch
bundesrechtliche MalRgaben zu berticksichtigen und sind nicht ganz allein auf der Welt. Es ist
nicht selbstverstandlich — das ist der freundliche Hinweis in Ihre Richtung —, dass Sie so im Detail
eingestiegen sind und dass teilweise in den Kommissionen mitgearbeitet wurde. Auch daflr sage
ich ein herzliches Dankeschoén.

Dann gehen wir gleich in medias res. Ich mache es mir einfach, indem wir das alphabetisch sor-
tiert haben. Die Kommunalen Spitzenverbande haben wir immer anzuhdren. Das sind der Hessi-
sche Landkreistag, der Hessische Stadtetag und der Hessische Stadte- und Gemeindebund. Die
durfen in aller Regel beginnen. Ich hoffe, auch das findet Ihr Einverstandnis. Wenn es sonst keine
Fragen mehr aus den Reihen der Fraktionen oder auch vonseiten der Anzuhérenden gibt, kdnnen
wir gleich loslegen. Es beginnt der Hessische Landkreistag mit Herrn Dr. Lorenz Wobbe. Bitte
schon.

Herr Dr. Wobbe:

Vielen Dank, Herr Vorsitzender. — Wie immer, vielen Dank fir die Einladung und die Moglichkeit,
heute im Rahmen der mindlichen Anhérung vorzutragen.

Unsere schriftlichen Ausflihrungen liegen lhnen vor. Insofern kann ich mich kurzfassen, zumal
die kommunalen Schwesterverbande nachher noch im Detail vortragen werden. Wir schlieRen
uns schon mal vorab inhaltlich den dortigen Ausfihrungen an.

Darlber hinaus wird seitens der Landkreise grundsatzlich eine zeitgemalie Anpassung der HBO
an die aktuellen Gegebenheiten zur Vereinfachung und Beschleunigung von Verwaltungsverfah-
ren, zum Zweck der Setzung von Impulsen, zur Schaffung von dringend bendétigtem Wohnraum
und zur Entlastung der Bau- und Wohnungswirtschaft begruft.

Betont werden muss an dieser Stelle, dass es sehr ungtinstig war, die kommunale Ebene, insbe-
sondere die kommunalen Bauexperten, die aus der taglichen Anwendung heraus vielfaltige Ein-
blicke in die Ausfiihrung und die Umsetzungskontrolle der Bauvorschriften und folglich auch in
die Anpassungsnotwendigkeiten haben, nicht in die Beratungen der Kommission ,Innovation im
Bau“ einzubinden. Das waren normalerweise die Ersten gewesen, die einem einfallen wirden,
wenn man an Vorschriften etwas positiv andern will. Das war offenbar nicht der Fall. Warum, das
erschlie3t sich uns nicht. Natirlich kénnte man jetzt sagen: Wenn man einen Teich trockenlegen
will, darf man die Frosche nicht fragen. Aber die kommunale Ebene hat den Teich weder angelegt,
noch sind wir in diesem Beispiel die Frosche. Wir sind vielmehr die Ebene, die vor Ort mit den
vorhandenen rechtlichen Gegebenheiten umgehen und diese gegentber vielfaltigen Anfechtun-
gen rechtfertigen muss.

Zwischenzeitlich wurde die kommunale Ebene zu einer Informationsveranstaltung zur Arbeit der
Kommission im Baupaket Il am 18. September 2025 eingeladen. Das registrieren wir als positive
Entwicklung. Dennoch ist festzuhalten, dass die in diesem Verfahren gesetzten Anhérungsfristen
und die Durchfiihrung der Anhérung wahrend der Schulferienzeiten zusatzlich dazu gefiihrt
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haben, dass eine friihzeitige und intensive Befassung mit den vorgeschlagenen Anderungen und
ihren mdglichen Folgen auf der kommunalen Ebene nicht fundiert erfolgen konnte.

Dies vorausgeschickt, stellen wir allgemein fest, dass der Gesetzentwurf erwartungsgemaf er-
wulnschte erleichternde Regelungen zum Wohnungsbau und zum Ausbau erneuerbarer Energien
aufweist. Ob dariber hinaus einige der angestrebten Verfahrenserleichterungen in der Praxis
aber tatsachlich zu einer Verfahrensbeschleunigung fliihren werden, das erscheint uns derzeit in
Teilen zweifelhaft.

Nur ein Beispiel ist die Genehmigungsfreistellung bestimmter AbbruchmalRnahmen nach dem
neuen § 63a HBO. Da werden zugunsten von Verfahrensfreiheit und Verfahrenserleichterung an
die Stelle einer bislang blindelnden Baugenehmigung, die alle weiteren notwendigen Genehmi-
gungen beinhaltet hatte, nun separate Prifungen treten. Es nitzt aber nicht viel, wenn man an-
stelle einer Ubergreifenden und zwischen den Fachdisziplinen auch ein Stiick weit vermittelnden
Baugenehmigung bestimmte Teile ausnimmt und weiter separate Prifungen vorsieht, zum Bei-
spiel im Bereich der naturschutzrechtlichen Eingriffs- oder Artenschutzgenehmigungen oder auch
im denkmalschutzrechtlichen Bereich. Das andert namlich am Volumen des burokratischen Auf-
wands selbst nichts, sondern verkompliziert méglicherweise die Sache flr die Blrger noch.

Wenn dann in diesem Bereich seitens der Bauwilligen etwas versaumt wird oder falsch lauft,
verlagern sich die Regelungsbedarfe im Nachgang in den repressiven Bereich. Das heif3t, die
Bauaufsicht muss dann einschreiten, und der Arger ist vorprogrammiert. Das heif3t, wenn Verfah-
renserleichterungen angestrebt sind, dann mussten vielmehr die bisherigen Standards selbst
Uberdacht und verandert, vielleicht sogar aufgegeben werden. Das erfordert angesichts der auf
allen Kanalen konzentrierten 6ffentlichen Meinungen besondere politische Kraft. Ansonsten wird
letztlich an Blrokratie nichts eingespart, sondern ein Genehmigungsverfahren fir die Bauherren-
schaft nur an andere Stellen verlagert.

Mit einem Blick auf die Uhr komme ich zum Ende.

Ich bedanke mich fur die Aufmerksamkeit und stehe nachher gerne noch fir Fragen zur Verfu-
gung.

Herr Schreiner:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Mein Name ist Daniel Schrei-
ner. Ich bin Stadtbaurat der Stadt Fulda und vertrete heute den Hessischen Stadtetag. Mich be-
gleitet Herr Sawatzky, Leiter der Fuldaer Bauaufsicht, sofern Fragen zum bauordnungsrechtli-
chen Vollzug bestehen sollten.

Ich habe finf Minuten gesagt bekommen, nicht drei, um anzuregen, zumindest einen Fehler mit
Konsequenzen nicht zu begehen und ein in diesen Teilen unzureichend ausgearbeitetes Gesetz
Uberarbeiten zu lassen. Dabei geht es mir nicht darum, dass in allen drei HBO-Novellen im Ent-
wurf damit kokettiert wird, die kommunale Satzungshoheit fiir Gestaltungs- und Stellplatzsatzun-
gen zu beschranken; denn das lasst sich im Zweifel auch rechtlich klaren. Mir geht es vielmehr
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um die Baukultur. Mir geht es um das Vertrauen in Institutionen. Mir geht es vor allem um den
Nachbarschutz und um vermeidbare bodenrechtliche Spannungen. Ich fokussiere mich also ins-
besondere auf den § 64a neu.

Sie gehen bei der vorliegenden HBO-Novelle von der Annahme aus, dass es flachendeckend
Uberall in Hessen eine Wohnungsnot gabe, die dringend durch mehr Genehmigungsfreiheit und
somit Baufreiheit geheilt werden misse. Diese Baufreiheit mdchten Sie dabei flir sdmtliche Woh-
nungsbauvorhaben gewahren. Das heil’t, Sie beschranken die Baufreiheit weder auf Gebiete mit
angespanntem Wohnungsmarkt noch auf sozialen oder bezahlbaren Wohnraum als Nutzungs-
form. Im Ergebnis wollen Sie klinftig dem renditeorientierten Investorenbau maximale Beinfreiheit
einrdumen, soweit nicht ein Bebauungsplan anderslautende Vorgaben macht.

Da der Stadtetag und die Kommunen davon ausgehen missen, dass die Koalition den eigenen
Gesetzentwurf durchlaufen Iasst, missen wir auch davon ausgehen, dass kuinftig im unbeplanten
Innenbereich nach § 34 Baugesetzbuch vorlageberechtigte Planer fir ihren Bauherrn nachwei-
sen werden, dass sich ein Gebaude mit Eigentumswohnungen — dreigeschossig, mit Flachdach,
am Ortsrand einer Gemeinde — neben einem eingeschossigen alten Bauernhof einfligen wird und
es insofern nach Gesetzeslogik grundsatzlich keines Verfahrens bedarf. Das Projekt kann also
mit Freistellung versehen ausgefiihrt werden. Dies wird in Stadten mit Bauaufsicht kaum zum
Tragen kommen, da diese gemal Gesetzentwurf regelmalig ein Verfahren fordern werden. In-
sofern gibt es hier kiinftig mehr als weniger Burokratie.

In Kommunen ohne Bauaufsicht ist das Bild ein anderes. Hier muss eine Gemeinde oder die
Bauaufsicht des entsprechenden Landkreises innerhalb der knappen Frist erst einmal darauf
kommen, dass ein Problem entstehen kénnte. Durch die dann anzunehmende Entfristung kann
das Bauvorhaben begonnen werden. Erst wenn der Rohbau steht, wundert sich ein Nachbar oder
ein anderer Einspruchsberechtigter tber die Auslegung von Einfligen, Innenbereich, AulRenbe-
reich oder Art und Mal} der baulichen Nutzung und meldet sich bei der zustandigen Bauaufsicht.
Bei Zuwiderhandlung bleiben nur noch der Bescheid auf Rickbau und im Anschluss lange Ver-
waltungsrechtsverfahren. Dies gilt fir die Errichtung von Wohnbauvorhaben gleichermallen wie
fur den angedachten genehmigungsfreien Abriss, wobei bei letztgenannten Themenkreisen keine
Wiedererrichtung gefordert werden kann.

Unser Wunsch Iasst sich kurz zusammenfassen: BeschlieRen Sie, die Sie, bis auf zwei Ausnah-
men, auch kommunal Verantwortung tragen, ein Gesetz mit Mangeln nicht. Génnen Sie sich und
uns eine Uberarbeitung von relevanten Teilen. Beziehen Sie, anders als bisher, die betroffenen
Kommunen mit ein. Vom aktuellen Prozess waren wir leider ausgeschlossen. Vor allem: Kehren
Sie der vereinheitlichenden Musterbauordnung der Lander nicht den Ricken zu. Am zielfihrends-
ten ware, Sie streichen den problematischen § 64a.
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Herr Heger:

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Auch wir werden in das gleiche Horn stol3en
wie der Vorredner. Die kommunale Seite war nicht mit eingebunden. Wir hatten im Vorfeld auf
die Dinge hinweisen kdnnen.

Ein Problem haben wir mit dem eben schon angeschnittenen § 64a HBO und den vielen Rechts-
fragen, die auch noch bundesrechtliche Beziige haben, weil da namlich ein Einvernehmen von
zwei Monaten aufgefihrt ist. Es wird noch eine ganz spannende juristische Frage werden, inwie-
weit der Landesgesetzgeber berechtigt ist, hier von dem abzuweichen, was der Bundesgesetz-
geber vorgegeben hat. Das alles geht mit der Planungshoheit der Stadte und Gemeinden einher.

Ein anderer Schwerpunkt, den wir haben, ist das Thema Stellplatzsatzung. Wir glauben, dass
daflir vor Ort die besseren Lésungen gefunden werden, weil man die ortlichen Verhaltnisse nun
einmal kennt. Wenn man fir einige Projekte durchaus nachvollziehbar dariber nachdenkt, auf
ein Stellplatzerfordernis zu verzichten, wird das natirlich den Druck auf den 6ffentlichen Ver-
kehrsraum weiterhin zunehmen lassen. Der offentliche Verkehrsraum hat schon heute das
Thema des flieRenden Verkehrs, des ruhenden Verkehrs, von Gehwegen und Radwegen, der
Begriinung von Straf’en und von E-Ladesaulen. Der Druck wird, wie gesagt, weiterhin zunehmen.
Wir hoffen, dass die Feuerwehr auch zukunftig in innerdrtlichen Bereichen den Weg zu ihren
Einsatzen findet. Bezlglich dieses Drucks sind wir im Stadte- und Gemeindebund in allen Gre-
mien zu einmitigen Entscheidungen gekommen.

Bei den 401 Mitgliedern gab es keine Differenzierung, dass das die zwei zentralen Punkte sind,
bei denen wir Schwierigkeiten haben, namlich beim § 52 HBO und insbesondere beim § 64a
HBO.

Aber wir sollen ja den Blick auch nach vorne richten. Diese Chance wurde ich gerne insoweit
nutzen, auf zwei Themen hinzuweisen, die vielleicht perspektivisch auch in der Baukommission Il
angegangen werden kdnnten.

Das ist zum einen die Léschwasserversorgung nach § 38 der Hessischen Bauordnung. Da gibt
es seit einem Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs erhebliche Schwierigkeiten,
namlich dass die Bauaufsichtsbehdrden nicht mehr in der Lage sind, hierfir entsprechende Vor-
gaben zu machen.

Das zweite Thema ware, glaube ich, relativ einfach zu beheben. Das ist das baugenehmigungs-
freie Vorhaben, die Anlage zu § 63 HBO. Dazu regen wir an, dass Wald- und Naturkindergarten
diesbezliglich eine Freistellung bekommen. Ich glaube, der Druck auf diese Einrichtungen und
das Vorhandensein eines Betreuungsanspruchs der Eltern rechtfertigen es, dass man hier, weil
im Aulenbereich auch keine grofden baulichen Anlagen errichtet werden, vielleicht noch im jetzi-
gen Verfahren, aber spatestens in der Baukommission Il tatig wird.

Ahnlich ist es mit Gerate- und Vorratshitten fiir Berufsfischerei, der Berufsimkerei, Waldarbeit,
Forstwirtschaft, Landwirtschaft und Jagd. Ich glaube, es ist naheliegend, dass man auch hier
versucht, den Stadten und Gemeinden ein bisschen Druck zu nehmen.
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Herr Greiner:

Mein Name ist Gerhard Greiner. Ich bin Prasident der hessischen Architektenkammer. Das ist
heute meine Premiere bei einem solchen Verfahren.

Ich danke dafiir, dass die Architekten- und Stadtplanerkammer friih beteiligt wurde und auch in
der Kommission mitwirken durfte. Deswegen glaube ich an dieser Stelle sagen zu konnen:
Dadurch, dass viele Punkte, die wir als Kammer eingebracht hatten, Gehér gefunden haben und
wir in vielen Teilen nach dem guten demokratischen Prozess Kompromisse schlieen mussten
und dazu auch bereit waren, werden wir heute keine grundlegende Kritik an dem vorliegenden
Gesetzentwurf Gben, aber doch auf ein, zwei, drei Detailpunkte eingehen.

Erst einmal ein ganz grof3es Lob dafir, dass der § 51 hinsichtlich der Schaffung von Wohnraum
in Dachgeschossen, bei Aufstockungen usw. im Bestand, also ressourcen- und flachenschonend,
Gehor gefunden hat und hier deutliche Erleichterungen zustande kommen werden. Wir hoffen,
dass das einer positiven Entwicklung beim Thema Flachenversiegelung sozusagen Vorschub
leistet, dass wir nicht weiterhin taglich 52 Hektar, also rund 75 Fu3ballfelder, neu versiegeln. Bei
allem Verstandnis fur Wohnungsnot haben wir weiterhin das klimagerechte Bauen und die Res-
sourcenschonung zu beachten. Wir sollten das Kind da nicht mit dem Bade ausschiitten. Denn
wir schaffen weiterhin eine Lebensgrundlage flir kommende Generationen.

Eine Detailkritik: In § 51 des ersten Entwurfs war auch von der zweigeschossigen Aufstockung
die Rede. Das bezieht sich jetzt im neuesten Entwurf nur noch auf die Gebaude, die in die Ge-
baudeklasse 5 fallen. Ich bin Kasseler. Wir haben ganz viele Kriegslliicken, die nur zwei- oder
dreigeschossig geschlossen worden sind. Nebendran stehen Flinfgeschosser. Da wirden wir uns
wilnschen, dass auch die Gebaude, die jetzt in die Gebaudeklasse 3 und kiinftig in die Gebau-
deklasse 4 fallen, um zwei Geschosse aufgestockt werden durften. Das ist eine Detailkritik. Mog-
licherweise kann man das noch mit einfliel3en lassen.

Wir begrifien sehr die Erleichterungen der Abweichung in § 73. Hier ware ein grof3er Wunsch,
dass man auch die Bauaufsichtsbehdrden entsprechend schult; denn nach unserer Auffassung
ist das Thema Erleichterungen bzw. Abweichungen auf der bauaufsichtlichen Ebene immer
schwierig. Da wirden wir uns eine massive Schulung wiinschen, sodass auch die Ermessens-
spielraume, die sich dadurch ergeben, genutzt werden kénnen.

Last, but not least: Ein uns sehr wichtiger Punkt ist der § 68, der Entfall des Warmeschutznach-
weises. Wir alle wissen, dass auf europaischer Ebene die EPBD, die Gebaudeenergierichtlinie,
geschaffen wurde, die bis nachstes Jahr in deutsches und damit auch in hessisches Recht um-
zusetzen ist. Dort wird eine gesamtumfangliche Okobilanzierung zur Dekarbonisierungsstrategie
gefordert. Die Beteiligten hier am Tisch sind fachkundig und wissen, dass wir bei der jetzigen
GEG-L6sung und dem Warmeschutznachweis nur von den Verbrauchsenergien reden, also nur
von einem relativ geringen Anteil der Treibhausgasemissionen, die unser Gebaudesektor aus-
stéRt. Kinftig soll die Okobilanzierung ganzheitlich alles von der Materialbeschaffung Uber die
Produktion des Gebaudes bis zum Abriss Uber die Nutzungsphase hinweg erfassen.
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Wenn wir jetzt den § 68 — Warmeschutz — entfallen lieRen, wirde das bedeuten, dass Sie nachs-
tes Jahr voraussichtlich wieder die Okobilanzierung einfiihren missten. Das wiirde nachtraglich
als groRer Burokratieaufwuchs erlebt. Um sich diesen Fauxpas nicht zu leisten, ware unser Vor-
schlag: Lassen Sie den Warmeschutz jetzt drin. Transformieren Sie ihn nachstes Jahr zur Oko-
bilanzierung, bei der ja der Warmeschutz Bestandteil ist. Ich glaube, damit kdnnten wir der De-
karbonisierung des Bauens einen guten Dienst erweisen. Das ware aus unserer Sicht ein sehr
wichtiges Instrument.

Alles méglichst einfach machen. Die Okobilanzierung bitte in zwei Stufen, einmal zur Genehmi-
gungsphase, damit sie ein Planungsinstrument, am Ende nicht nur repressiv behandelt und damit
auch ein Grundlagenwerkzeug der Planung wird. Am Ende ist der Erflllungsnachweis selbstver-
standlich. Also: zwei Stufen auf einer moglichst einfachen, schlanken Regelung, ein Bauteilver-
fahren, ahnlich einer Vorentwurfsstudie, nicht genau jede FuRleiste, jede Folie berechnen als
mehr das einfache Bauteil. Hessen kdnnte da vorangehen und auf der Bauministerkonferenz
hoffentlich dafir sorgen, dass das ein handhabbares und leicht zu gestaltendes Instrument ware.

Der § 64a wurde bereits angesprochen. Auch wir hatten hier eine gewisse Skepsis. Aber dem
guten demokratischen Einvernehmen nach haben wir uns kompromissbereit gezeigt.

Wir finden es richtig, dass das Gesetz auf flinf Jahre begrenzt werden soll und dann evaluiert
wird, weil man dann deutlich sehen wird, ob damit Schindluder getrieben wird oder ob das Ge-
meinwohl| weiterhin ordentlich gewahrt ist. Insofern halten wir die Befristung fur richtig.

Das waren aus meiner Sicht die wesentlichen Punkte.

Herr Dr. Siebert:

Herr Vorsitzender, sehr geehrter Herr Minister, sehr geehrte Frau Staatssekretarin! Auch von
unserer Seite herzlichen Dank, dass wir zu dieser Anhérung eingeladen worden sind.

Vorab eine allgemeine Bemerkung: Wir begrifien es sehr, dass die Politik hier schnell gehandelt
und das Baupaket | auf den Weg gebracht hat. Das ist ein gutes Signal und ein gutes Zeichen.

Wir teilen die Kritikpunkte, die vom Stadte- und Gemeindebund gerade vorgebracht worden sind,
nicht. Burokratieabbau, Beschleunigung und Vereinfachung — das wirft immer Fragen, moglich-
erweise auch Rechtsfragen auf. Aber in der Situation, in der wir sind, missen wir nun einmal
damit leben.

Mein Vorredner, Herr Greiner, hat es vdllig richtig gesagt: Der kritische Punkt, der § 64a, ist zeit-
lich befristet. Ich glaube, das ist ein ganz gutes Instrumentarium, um zu sehen, wie die Dinge
funktionieren.

Wir finden es auch gut, dass man die Erleichterungen nicht auf Gebiete mit angespanntem Woh-
nungsmarkt begrenzt, weil wir Wohnungsnot in ganz Hessen haben und fiir eine Entlastung sor-
gen miussen.
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Hinsichtlich der einzelnen Regelungen nehme ich Bezug auf unsere schriftliche Stellungnahme
vom 27. August 2025.

Wir sind der Meinung, in § 8 Abs. 2 — das ist die Regelung zu den Kinderspielplatzen — sollte man
den Schwellenwert von zwolf Wohneinheiten noch etwas anheben, weil man doch iberwiegend
Wohngebaude mit mehr als zwdlf Wohnungen schafft. Dann bliebe es faktisch bei der Verpflich-
tung zur Einrichtung von Kinderspielplatzen. Das steht aber haufig der Realisierung eines Bau-
projekts entgegen. Deshalb sollte man den Schwellenwert etwas anheben.

Bei § 51 — das betrifft die AbstellrAume — sind wir der Auffassung: Derjenige, der investiert, der
baut, muss ein marktfahiges Gebaude bauen und kann am besten selbst entscheiden, in welchem
Umfang er Abstellrdume bendtigt.

Sehr positiv ist, dass Stellplatze nach § 52 nicht zu schaffen sind, wenn Gebaude nachtraglich
ausgebaut oder aufgestockt werden; das ist gut. Aber auch hier wiirden wir den Schwellenwert
von 14 Wohnungen, ab denen die Stellplatzpflicht greift, gerne noch etwas anheben, weil, wie
gesagt, haufig groRere Wohnkomplexe errichtet werden und es dann bei der generellen Stell-
platzpflicht bliebe.

So viel von meiner Seite.

Herr Lipka:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrter Herr Minister, sehr geehrte Frau Staatssekretarin!
Zunachst einmal vielen Dank dafir, dass der BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland heute hier
eine Stellungnahme abgeben darf. Wir sind Vertreter von Bautragern und Projektentwicklern, die
Uberwiegend im Wohnungsneubau aktiv sind und bundesweit einen Marktanteil von tber 50 %
haben.

Auch wir verweisen auf unsere schriftliche Stellungnahme, in der wir schon zu vielen einzelnen
Punkten Stellung genommen haben.

Ein Punkt ist, dass sich der Gesetzentwurf ebenso wie die Musterbauordnung Uberwiegend mit
Bestandsimmobilien befasst. Wir begrifRen das, weil es dort auch zu Erleichterungen bei der
Umsetzung kommt. Aber wir vermissen einen etwas starkeren Fokus auf den Wohnungsneubau,
weil gerade auch dieser notwendig ist, um den Wohnungsmangel in Hessen abzubauen. Gerade
in Ballungsgebieten hat man schon in der Vergangenheit viele Aufstockungspotenziale genutzt.
Daher ist es ohne Wohnungsneubau nicht méglich, deutliche Erleichterungen zu bekommen.

Dramatisch sind die Zahlen, was die Baugenehmigungen angeht. Wenn wir das mit dem Jahr
2021 vergleichen, also dem letzten Jahr vor dem Ukrainekrieg, dann stellen wir fest, dass sich
die Zahl der Baugenehmigungen halbiert hat. Das zeigt ein Stiick weit, wie dramatisch die Situa-
tion bei der Versorgung mit Wohnraum ist.
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Bezahlbarer Wohnraum setzt bezahlbares Bauen voraus. Deswegen finden wir es richtig, dass
sich das Land mit den Regelungen befasst hat, die es in der eigenen Gesetzgebungskompetenz
umsetzen kann.

Positiv ist die Verlangerung der Gultigkeit von Baugenehmigungen von drei auf funf Jahre und
auch, dass Grof3garagen kiinftig zumindest regelmafig nicht mehr als Sonderbauten gelten und
daher unter die Baugenehmigungsfreistellung fallen.

Fir unsere Unternehmen ist die Regelung in § 52 Abs. 1a des Entwurfs ein wichtiges Kostenein-
sparpotenzial fir den Wohnungsneubau. Gerade im unteren und mittleren Preissegment stellen
unsere Unternehmen immer haufiger fest, dass die nach kommunaler Satzung erforderlichen
Stellplatze, die meist aus raumlichen Griinden in Tiefgaragen hergestellt werden missen, von
den Nutzern gar nicht mehr angenommen werden. Wir kalkulieren mit Herstellungskosten fir ei-
nen Tiefgaragenstellplatz von 50.000 bis 60.000 Euro. Wenn die mit einem hohen finanziellen
Aufwand hergestellten Tiefgaragenstellplatze nicht verkauft oder vermietet werden kénnen, sind
die Herstellungskosten dennoch angefallen und mussen dann letztlich Gber die Wohnungspreise
finanziert werden. Sie verteuern damit spurbar den Quadratmeterpreis fir Wohnraum. Wir begru-
Ren deshalb, dass nach dem Entwurf in kreisfreien Stadten Projekte mit bis zu 14 Wohnungen
von der Stellplatzverpflichtung ausgenommen werden und im Ubrigen die Stellplatzpflicht auf
0,5 Stellplatze beschrankt wird.

Wir als BFW hatten uns gewilnscht, dass diese Regelung auch auf Mittelzentren ausgedehnt
worden ware; denn auch dort bedingt das geanderte Nutzerverhalten, dass Tiefgaragenplatze
teilweise nicht genutzt und am Ende ber Wohnkosten finanziert werden.

Aus unserer Sicht ist der Berichtszeitraum zu kurz bemessen. Aufgrund des zeitlichen Vorlaufs
bei Planung und Umsetzung kénnen bis Ende 2028 vermutlich nur wenige fertiggestellte Baupro-
jekte bewertet werden. Der Berichtszeitraum sollte daher aus unserer Sicht verlangert werden.

Auch die Deckelung der Stellplatzablésebetrage in § 52 Abs. 2 ist aus unserer Sicht sinnvoll, um
am Ende die Kosten fiir den Wohnungsbau nicht zu erhéhen, wo Stellplatze aus raumlichen Grin-
den gar nicht hergestellt werden kdnnen.

Wir begrifien § 8 Abs. 2 des Entwurfs ausdricklich. Die Anhebung der Schwellenwerte flr die
Verpflichtung zur Errichtung von Kinderspielplatzen ab mehr als zwdlf Wohnungen befreit insbe-
sondere kleinere Bauvorhaben von unndétigen Kosten.

Wir hatten uns auch gewinscht, dass man einmal grundlegend dariber nachdenkt, ob man die
Kosten fur Kinderspielplatze allein dem Wohnungsneubau aufbirdet; denn am Ende ist das eine
Aufgabe der Daseinsvorsorge, die eigentlich alle Blrger einer Kommune betrifft. Dabei geht es
nicht darum, Kosten einzusparen, sondern es geht darum, qualitatvolle Bewegungsraume und
Angebote fur Kinder und Jugendliche zu schaffen, die am Ende auch genutzt werden. Es kann
nicht sein, Kapital in unattraktive Spielplatze zu investieren, die nach wenigen Jahren kaum noch
genutzt werden. Deswegen ein Appell fur mehr Qualitat.

Im Ubrigen verweise ich auf die schriftliche Stellungnahme.
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Herr Kramer:

Wir wiirden eine Anderung der Bauordnung begriiRen, wenn folgende Aspekte vorrangig in den
neuen Regelungen Bertlicksichtigung finden wiirden — wir sehen dabei Nachbesserungsbedarf in
der HBO —: Klimaschutz gegen den fortschreitenden Klimawandel und die Klimaerwarmung;
Klimaanpassung fur den Schutz der Bevolkerung und der Natur vor den Folgen des Klimawan-
dels; Kreislaufwirtschaft fir den Erhalt der Rohstoffe und endlichen Ressourcen wie auch zur
Energieeinsparung durch die Reduzierung von neu herzustellenden Baustoffen.

Im Hinblick auf den Klimaschutz sollte fir jedes neue Gebaude fur die Zukunft berechnet werden
kénnen, wie viel CO, es Uber seinen gesamten Lebenszyklus verursacht, von der Herstellung der
Baustoffe bis zum Rickbau. Der BUND halt dabei die Aufnahme einer verpflichtenden Lebens-
zyklusbilanz fiir die neuen Gebaude in die HBO fir zielfihrend.

Aulerdem sind wir fiir die Aufnahme des Wortes ,Klima“ in § 3 Abs. 1 der HBO.

Aus Griinden des Klimaschutzes sollte der Energiebedarf eines Gebaudes so niedrig wie mdglich
sein. Auch wenn die Energieversorgung nicht mit fossiler Energie erfolgen sollte, ist Energie nicht
ohne Ende verfligbar und daher nicht zu verschwenden. Daher lehnt der BUND eine Anderung
des § 68 Abs. 1 Nr. 1 ab; denn auf einen ausreichenden Warmeschutz kénnen Gebaude nicht
verzichten.

Nach Angaben der EU-Kommission sind Gebaude fiir 40 % des Energieverbrauchs und fir ein
Drittel der Treibhausgasemissionen verantwortlich. Dementsprechend hat die EU auch Vorgaben
zur Sanierung des Gebaudebestands gemacht, um den Energieverbrauch zu senken. Die EU-
Gebauderichtlinie sieht vor, dass neue Gebaude ab 2030 klimafreundlich konzipiert werden. Dazu
sollte die Dammung gegen Kalte und Hitze gehdren.

Im Neubau sind Nullemissionsgebaude der neue EU-Standard, ab 2028 fir alle neuen 6&ffentli-
chen Gebaude und ab 2030 fir alle neuen Gebaude. Wie schon jemand anders an diesem Tisch
gesagt hat, ist es sinnvoll, das schon jetzt auf den Weg zu bringen, um das Ganze spater nicht
revidieren zu missen. Im Grunde genommen wirde es die EU-Regel konterkarieren, wenn wir
den Warmeschutz bei den Energiedammungen jetzt weglassen wuarden.

Auch miusste der Aspekt der energieverbrauchenden Kihlung in der Bauordnung bericksichtigt
werden. Das kénnte in § 15 Abs. 1 der Fall sein.

Die EU-Gebéauderichtlinie sieht auflerdem vor, dass fir Neubauten die Installation von Solaran-
lagen ab 2030 verpflichtend wird. Auch wir halten eine Pflicht zur Installation von PV-Anlagen auf
Dachern fir zielfihrend.

Die erweiterte Genehmigungsfreistellung des § 64a wird vom BUND abgelehnt. Der BUND halt
im unbeplanten Innenbereich fir die Einplanung von Klimaschutz und Klimaanpassung die bau-
rechtliche Genehmigung der Errichtung von Wohngebauden weiterhin fir erforderlich.
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Der neue § 63a wird ebenfalls abgelehnt. Der BUND setzt sich aus Griinden des Ressourcen-
schutzes und des Klimaschutzes fir einen Erhalt des vorhandenen Gebaudebestands ein, sofern
ein Abbruch fir die oben genannten Ziele nachteiliger ware.

Der Abbruch von Gebauden und Anlagen sollte nicht von der Genehmigung freigestellt, sondern
noch starker von Behdrden mit einem Genehmigungsverfahren begleitet werden; denn der Ab-
bruch sollte nach Méglichkeit vermieden werden, um die im Abbruchgebaude gebundene graue
Energie nicht zu verschwenden, damit Energie eingespart wird und Ressourcen geschont wer-
den, damit weniger CO freigesetzt wird. Vor einem Abbruch sollte eine Okobilanzierung durch-
gefuhrt werden, bei der die Optionen Umbau, Neubau und Abbruch auf Grundlage einer Klima-
und Umweltanalyse geprtft werden.

Aulerdem sollten die Belange des Denkmalschutzes vor einem Abbruch beriicksichtigt werden.

Die Anderung des § 66 wird abgelehnt. Bei Sonderbauten und zugehérigen Nebengebauden
sollte die Prifung des Zulassigkeitsverfahrens nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
beibehalten werden. Beispielsweise sind naturschutzrechtliche Belange zu berucksichtigen.

Die Anderungen des § 6 Abs. 5 Satz 4 und des § 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 werden vom BUND abge-
lehnt. Zur Klimawandelanpassung sollte die Verdichtung im Innenbereich in die Héhe und nicht
in die Breite erfolgen. Daher keine Anderung der Abstandsregelung von 3 m auf 2,50 m.

Im Hinblick auf die notwendige Klimaanpassung in bebauten Bereichen und die fast immer feh-
lende Begriinung von Neubauten halt der BUND auch eine Pflicht zur Dach- und Fassadenbe-
grinung bei Neubauten fliir angebracht, um das Mikroklima in den Hitzezeiten zu verbessern.
Nachtragliche Begrinungen laufen nur schleppend. Die Gebaudebegriinungen kdénnten auf3er-
dem als zusatzliche Dammung einen Hitze- und Kalteschutz fir das Gebaude erbringen und so
zur Klimaanpassung des Gebaudes selbst und zum Klimaschutz beitragen.

SchlieBlich wirde der BUND es begrifien, wenn die Bauordnung den Bau von Gebauden aus
nachwachsenden Rohstoffen in einer Hohe von bis zu sieben Geschossen ermoglichen wirde.
Technisch ist das mdglich. Das scheitert aber in den meisten Bundeslandern an der Brandord-
nung. Das kénnte moéglicherweise auch mit einem Referenzprojekt von der Landesregierung un-
terstitzt werden.

Frau Dr. Feuerbach:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Anwesende! Vielen Dank fur die Einladung zur
Anhérung beziiglich der Anderung der Hessischen Bauordnung. — Ich vertrete die Perspektive
von Kindern. Das ist eine Perspektive, die hier wahrscheinlich nicht so haufig vertreten wird.
Wenn ich mich hier umschaue, dann muss ich sagen, dass das eine Lebensphase ist, die wir alle
zum Teil schon sehr lange hinter uns gelassen haben. Es ist aber das einzige Merkmal, das uns
alle, die wir in diesem Raum sitzen, eint. Wir alle waren einmal Kinder und haben diese Phase
unseres Lebens bewaltigt.

Ka 15 WVA 21/22 — 08.09.2025

I HESSISCHER



21. WAHLPERIODE 3 :
el L

g LANDTAG

In dieser Phase sind Menschen sehr vulnerabel. Das bedeutet: Wenn bestimmte Angebote nicht
zu dem Zeitpunkt vorliegen, zu dem sie bendtigt werden, ist das zum Teil nicht wiederherstellbar.
Wir kdnnen auf Dinge langer warten, Kinder kénnen das nicht. In dem Moment, in dem beispiels-
weise keine Freiflachen in Stadten fir Kinder zum Spielen mit einer bestimmten Aufenthaltsqua-
litat vorliegen, hat das einen sehr negativen Einfluss auf ihre Entwicklung.

Meine Kritik bezieht sich auf zwei Punkte der vorliegenden Novellierung, einmal auf die Spiel-
platze. Die Reduzierung von Spielplatzen — sei es auch nur von kleineren Flachen; der Kollege
hat eben schon von Qualitat gesprochen — ist ein sehr wichtiger Punkt, gerade fur sehr junge
Menschen. Die Reduktion der Verpflichtung, Stellplatze vorzuweisen, bedeutet, dass der Park-
druck des MIV im ruhenden Bereich steigen wird. Angesichts der GroRRe der Autos, die es im
Moment gibt — Stichwort ,SUV* —, wird der 6ffentliche Raum noch mehr belastet, was zulasten
der Mobilitat von Kindern geht.

Das sind meine zwei Punkte. Alles andere habe ich in meiner schriftlichen Stellungnahme darge-
legt.

Ich méchte Sie alle dartber hinaus noch auf einen Punkt hinweisen. Mir lag nicht die Kindeswohl-
prufung nach Artikel 3 der UN-Kinderrechtskonvention, prazisiert in der hessischen Verfassung,
vor. Deswegen gehe ich davon aus, dass diese Prifung nicht erfolgt ist. Diese Prifung ist auf-
grund des Artikels 3 der UN-Kinderrechtskonvention zwingend vorgesehen. Die UN-Kinder-
rechtskonvention ist im Rang eines Bundesgesetzes. Damit gilt sie im Grunde genommen wie
auch das Strafgesetzbuch oder das BGB. Aus unserer Sicht ist diese Prifung noch zwingend
nachzureichen.

Vorsitzender:

Vielen Dank, Frau Dr. Feuerbach. — Ich habe das nicht zu bewerten und mdéchte lhnen nur sagen:
Ich glaube, dass wir im Landtag — sowohl in den Ausschussen als auch im Plenum — kaum uber
mehr reden als Uber die Belange von Kindern. Ich wollte das nur gesagt haben. Falls da ein
falscher Eindruck entsteht, ist das mdglicherweise auch der medialen Berichterstattung geschul-
det. Das ist kein Vorwurf; ich méchte das nur festhalten. Ansonsten will ich lhre Ausflihrungen
nicht kommentieren.

Wir wollen dann in eine erste Runde gehen. Ich frage in Richtung der Abgeordneten, wer als
Erster Fragen stellt. — Frau Kollegin Barth, bitte schon.

Abgeordnete Elke Barth:

Zunachst einmal freue ich mich darlber, dass bisher die meisten Anzuhérenden den eingeschla-
genen Weg der Landesregierung mittragen und dass ein Konsens daruber besteht, dass wir
Bauen schneller, einfacher und ginstiger machen mussen. Ich sage immer: So viel kdnnen wir
gerade auch in Zeiten knapper Mittel gar nicht férdern, als dass wir ohne eine Senkung der Bau-
kosten dahin kommen, dass sich auch Menschen mit normalen Einkommen eine Immobilie leis-
ten kénnen.
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Ich sage ganz ausdricklich: Das Thema Baukostensenkung sehe ich nicht nur im stadtischen
oder im Ballungsraum, wo Wohnraum durchaus knapper ist. Das sage ich jetzt an die Adresse
des Hessischen Stadtetags. Im landlichen Raum ist Wohnraum zwar noch zu haben. Aber wir
haben dort zum Beispiel auch den Donut-Effekt, namlich dass viele auf einen Neubau auf der
grinen Wiese ausweichen, als dass sie Hauser in den Ortskernen erwerben, um diese Be-
standsimmobilien zu ertlichtigen und neu zu bewohnen. Das ist haufig gerade aufgrund der Re-
gelung, die wir jetzt mit diesem Gesetzentwurf angehen méchten, so komplex, so teuer und so
nervenaufreibend, dass viele Menschen sagen: Nein, wir wollen keine Immobilie im Bestand er-
tlchtigen. Wir bauen uns lieber etwas Neues. Das ist gunstiger. Da sind wir schneller. — Genau
da méchten wir einen Pflock einschlagen.

Wir bedauern die Kritik der kommunalen Familie, dass Sie nicht bei der Kommission ,Innovation
im Bau“ eingebunden waren. Vielleicht trostet Sie das: Die Politik, die Abgeordneten, die hier
sitzen, waren es auch nicht; das ist tatsachlich so. Wir haben auch nicht in groiem Male Zwi-
schenstande erhalten.

Es qilt das gute alte Struck’sche Gesetz: Es geht kein Gesetz so aus einem Parlament heraus,
wie es eingebracht worden ist. — Ich bin mir sicher — ohne den Diskussionen vorzugreifen —, dass
wir noch Vorschlage aus der Anhérung aufgreifen und noch einiges andern werden. Hier sitzen
auch Verbande. Es gibt wertvolle Vorschlage. Alle, die hier sitzen, sind Fachleute. Insofern ist es
nicht zu spét, noch Gber Anderungen zu diskutieren.

Vollig klar ist, dass das Thema Stellplatze ein sehr emotional betrachtetes Thema ist. Wir hatten
in der vergangenen Legislaturperiode die Enquetekommission ,Mobilitdt der Zukunft in Hessen
2030 Ich denke schon, dass wir hier Handlungsspielraum haben. Mich argert haufig — ich wohne
in einem Ballungsraum —: Kaum ist ein Mehrfamilienhaus fertiggestellt, hangt auch schon ein
Transparent mit der Aufschrift ,Stellplatze zu vermieten® daran. Das heif3t, unter Umstanden wird
tatsachlich zu viel an Stellplatzen bereitgestellt. Ich vertraue dabei auf den Markt.

Im Zuge der HBO-Novelle und der Experimentierklausel fallen jetzt nicht plétzlich samtliche Stell-
platze weg, sondern es geht um die Schlielung von Baulticken, um einzelne Vorhaben, bei denen
der Investor entscheidet, wie viele Stellplatze er braucht, um seine Immobilie zu verkaufen. Ich
bin mir sicher, dass noch einiges an Stellplatzen entstehen wird, weil sich manche Immobilien
definitiv nicht ohne Stellplatze verkaufen lassen. Wir werden nach finf Jahren sehen, wo wir her-
auskommen. Naturlich bleibt davon unbenommen, dass, wenn eine Kommune einen neuen Be-
bauungsplan aufstellt und ein neues Quartier erschlief3t, sie festlegen wird, wie die Verkehrs- und
die Stellplatzsituation zu regeln sein werden.

Noch ein letzter Satz zu den Stellplatzen: Ich glaube, der urspriingliche Vorschlag der Kommis-
sion ,Innovation im Bau® lautete, dies in ganz Hessen zu machen. Wir haben das jetzt nur auf die
Big Five konzentriert, also dort, wo ein guter OPNYV vorhanden ist. Daran sieht man, dass nicht
alles eins zu eins tbernommen wurde, was die Kommission vorgeschlagen hat.

Gleiches gilt fur die Kinderspielplatze. Ich habe groflies Verstandnis dafiir — das meine ich ganz
ehrlich —, dass wir nicht an Spielraum fir unsere Kleinsten sparen dirfen. Aber wir beobachten
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haufig, dass bei ganz kleinen Bauvorhaben Sandkasten in einem traurigen Zustand vor der Im-
mobilie stehen. Sie werden nur gebaut, um der Pflicht Genlige zu tun, aber von den Kindern
mitnichten genutzt. Der Kommissionsvorschlag hierzu ist sehr radikal gewesen. In den Anho-
rungsunterlagen lese ich auch: Warum habt ihr das nicht eins zu eins befolgt? — Die Landesre-
gierung hat jetzt einen moderaten Vorschlag gemacht, wonach ein Spielplatz fir Kleinkinder erst
ab einer gewissen Grofe einer Immobilie gebaut werden muss, namlich nicht schon ab drei, son-
dern erst ab zwdlf Wohnungen.

Herr Lipka, ich habe in Ihrer Stellungnahme gelesen, auch bei Quartierslésungen sollte man die
Pflicht zur Errichtung von Spielplatzen nicht nur fiir Kleinkinder, sondern auch fir gréRere Kinder
mitdenken. Ich denke, das ist ein Vorschlag, dem wir uns annahern konnen. Wir sollten nur die
Grenze etwas hoher setzen. Ich glaube nicht, dass das dann zulasten der Kinder geht.

Ich hatte gerne von der Architekten- und Stadtplanerkammer das Thema Warmeschutznachweis
noch etwas genauer erldutert bekommen.

Abgeordneter Dr. Stefan Naas:

Zunachst einmal herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. — Ich mdchte mich fiir die erste Runde be-
danken. Das waren sehr spannende Einsichten.

Die fehlende Einladung der kommunalen Vertreter ist bedauerlich, will ich aber jetzt nicht kom-
mentieren.

Ich kann flr die Fraktion der Freien Demokraten zunachst einmal feststellen: Wir haben schon
einige Vorschlage gemacht; die kennen Sie. Es gab einen vorausgehenden Gesetzentwurf von
uns, sozusagen als Erste-Hilfe-Paket fur die Bauwirtschaft, mit in unseren Augen unstrittigen
Punkten, die wir weiterhin positiv begleiten werden. Nur weil sie jetzt in dieses Paket aufgenom-
men worden sind, heil3t das fir uns als Opposition nicht, dass wir diese Punkte jetzt ablehnen,
sondern wir werden ihnen zustimmen.

Frau Barth, super, dass Sie jetzt auf den Markt vertrauen. Ich habe mir das als Zitat notiert und
werde das gelegentlich im Plenum zitieren.

Ich kann, genauso wie die Kollegin Barth, sagen, dass es von uns Anderungsantrage zu dem
Regierungsentwurf geben wird. Das ist schon eine spannende Sache. Wenn vonseiten der Mehr-
heitsfraktionen Anderungswiinsche vorgebracht werden, ist das gut. Vielleicht finden wir da auch
Gemeinsamkeiten. Ich kann fir uns nur eine konstruktive Mitarbeit anbieten.

Jetzt zu den einzelnen Themen.

Die Frage der Stellplatze ist flr die hessischen Kommunen eine interessante Frage. Die kommu-
nale Sichtweise kann ich als ehemaliger Blrgermeister sehr gut nachvollziehen. Ich kann nur
sagen: Man muss das sehr differenziert zwischen Stadt und Land und auch in der konkreten
Situation sehen. Natlrlich kann der Investor immer sehr gut beurteilen, ob er einen Stellplatz
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vermarkten kann oder nicht. Aber ich sage auch: Eine Stadt muss dabei ein Mitspracherecht
haben.

Wir haben aus den 1960er-Jahren gro3e Baugebiete. In meiner Kommune hat man pro Reihen-
haus nicht einmal einen Stellplatz vorgesehen, weil man die Hauser damals gut verkaufen konnte
und nicht jede Familie einen Stellplatz brauchte. Es gab ein paar 6ffentliche Stellplatze. Alles
prima, das Objekt hat sich verkauft wie geschnitten Brot.

20 Jahre spater hatte jede der Familien — das waren ja alles Nestbauer — drei Autos mit riesigen
Problemen. Da aber das Gebiet vom Investor auf den letzten Quadratmeter vollig ausgeplant war,
gab es keine Restflachen, auf denen man etwas hatte heilen kdnnen. Dann gab es Forderungen
an die Offentliche Hand, beispielsweise in Burgerversammlungen, das irgendwie auszugleichen.

Ich fande es sehr gut, wenn es ein Grundvertrauen gegentiber dem Investor gibt, dass er nicht
etwas bauen muss, was er am Ende nicht vermarkten kann. Herr Lipka, damit meine ich einen
Tiefgaragenstellplatz fir 65.000 Euro, den man dann nicht vermarktet bekommt. Aber auch um-
gekehrt muss es eine Mdglichkeit geben, dass die Gemeinde durch Satzung etwas regeln kann,
und zwar nicht nur in den grof3en, sondern auch in den kleinen Kommunen. Wir wiirden uns das
vorbehalten und schauen uns das noch mal an.

Zu den Kinderspielplatzen wirden mich noch |Ihre Einschatzungen interessieren, ob man so et-
was 6ffnen sollte.

In Bezug auf die Kinderspielplatze kann ich nur eines sagen: In meinen Augen gibt es aus der
Sicht der Kinder nichts Unattraktiveres und Uninteressanteres als von Investoren geplante Kin-
derspielplatze. Die habe ich in meiner Kommune alle vor Augen. Die bestehen aus einer Schau-
kel, einer Wippe und einem Sandkasten. Das kann man machen, weil es in der Satzung steht,
aber das sind die am wenigsten frequentierten Kinderspielplatze. Die interessanten Kinderspiel-
platze sind diejenigen, bei denen es einen Abenteuerspielplatz, ein Abbruchgrundstuick, eine of-
fen gelassene Flache usw. gibt.

Ich glaube, Kinderspielplatze sind eine Thematik der Kommune und nicht des Investors, und zwar
unabhangig davon, wie viele Wohnungen gebaut werden. Wenn man ein grof3es Objekt hat, dann
muss man als Kommune zusehen, dass man in einem Quartier immer einen attraktiven Kinder-
spielplatz hat. Viele Kommunen machen das und haben das. Fir mich ist das eine 6ffentliche
Aufgabe und keine Aufgabe von Privaten. Da kann man immer die Frage stellen: Wo fangt das
an, und wo hért das auf? Wieso jetzt diese Grenze? — Wir wirden uns da eine Anhebung wun-
schen, vielleicht sogar eine generelle Freigabe, dass das ganz gestrichen wird.

Gleich beim ersten Wortbeitrag fand ich die Ablehnung des § 64a interessant — ich glaube, das
kam von lhnen, Herr Dr. Wobbe —, und zwar weil die Bauaufsicht in kleinen Kommunen nicht
vorhanden sei. Ich fand das einen sehr spannenden Punkt. Es wird gebaut, und das Einfligen
wird behauptet. Dann muss innerhalb einer kurzen Frist eine Gemeindeverwaltung — ich sage
jetzt bewusst nicht Stadtverwaltung, sondern Gemeindeverwaltung — entscheiden, ob sie dage-
gen vorgeht oder nicht. Dazu wurde mich die Einschatzung auch der anderen interessieren; denn
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es ware schon ernst zu nehmen, wenn an dieser Stelle pl6tzlich vollendete Tatsachen geschaffen
werden, mit all den Problemen, die damit einhergehen. Das ist ein Punkt, der in der Anhérung
neu herausgekommen ist und bei dem mich interessieren wirde, wie die anderen Anzuhdrenden
dazu stehen, ob sie eher sagen: ,Man muss auch mal experimentell einen Schritt in die richtige
Richtung gehen, und dann wird es eben gebaut. Wir wollen ja, dass mehr gebaut wird®, oder ob
hier die Risiken tUberwiegen und an dieser Stelle vielleicht nachgebessert werden muss.

Das waren meine Fragen.

Abgeordneter Heiko Kasseckert:

Auch ich méchte ein paar Anmerkungen machen und habe noch eine konkrete Nachfrage zu
§ 64a, weil das geklart werden sollte, damit wir nicht aneinander vorbeireden.

Zu den Stellplatzen: Die Kollegin Barth hat gesagt, dies sei ein sehr emotionales Thema. Ich
glaube, dass das weniger emotional ist, sondern dass man das in der Sache entscheiden kann.
Ich bin da eher bei der Position, die Stefan Naas gerade genannt hat, ndmlich dass wir in den
Kommunen am allerbesten den Blick dafiir haben, was an Stellplatzen notwendig ist. Ich weil3,
dass ich damit im Widerspruch zu dem einen oder anderen Vorschlag auch seitens der Bauwirt-
schaft stehe.

Es ist richtig, dass Stellplatze hohe Kosten verursachen. Aber wir kdnnen das Kostenproblem
nicht zulasten eines anderen Problems I6sen, namlich durch den Druck, den wir dadurch im 6f-
fentlichen Raum haben.

Ich stelle das deshalb voran, weil es ja kein Geheimnis ist, dass wir uns dartiber auch intern weit
ausgetauscht haben und wir am Ende davon Uberzeugt sind, dass die Experimentierklausel, die
wir jetzt haben, in den kreisfreien Stadten, in den fiinf grolen Stadten Hessens, dort, wo wir auch
ein gutes OPNV-Angebot haben, Anwendung finden sollte. Man kann Stellplatze nicht einfach
wegfallen lassen. Die Menschen haben ja nicht weniger Autos. In den Grof3stadten, dort, wo es
ein gutes OPNV-Angebot und gute Alternativen gibt, ist der Verzicht auf ein Auto eher mdglich
und auch machbar. Insofern wollen wir mit der Experimentierklausel in den grof3en Stadten Er-
fahrungen sammelin.

Ich nehme gerne das auf, was Herr Lipka gesagt hat und worlber wir diskutieren sollten, namlich
dass der Berichtszeitraum bis 2028 zu kurz sei. Wir werden das Ganze bis Ende des Jahres
beschlieen. Bis dann Baugenehmigungsverfahren in Gang kommen, ist das Jahr 2028 vielleicht
in der Tat zu kurz. Wir sollten uns noch intern dariber austauschen. Das nehmen wir gerne mit.

Jetzt zu meinem zweiten Punkt, den ich anmerken mdéchte. Die Kritik des Hessischen Stadte- und
Gemeindebunds und des Stadtetags hinsichtlich der Beteiligung nehmen wir an. Aber ehrlicher-
weise muss man sagen: Sie waren ja, wie auch in jedem anderen Gesetzgebungsverfahren,
schon im Rahmen der Regierungsanhérung beteiligt gewesen. Dort haben wir die Kritik aufge-
nommen. Wir haben jetzt die Beteiligung im Rahmen des Anhérungsverfahren des Hessischen
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Landtags. Es ist also nicht so, dass wir die kommunale Familie ganzlich ausgenommen haben.
Wir sind auch mit der kommunalen Familie im Gesprach.

Um es vielleicht plastisch zu machen: Uns geht es darum, dass wir aus der Kommission Vor-
schlage von Praktikern bekommen. Wir haben bei den Vorschlagen, die wir jetzt umsetzen wol-
len, eher auf die Beschleunigung von Planungsprozessen gesetzt und weniger auf die Kosten-
senkung. Das muss die Erwartung an die Baukommission Il bzw. an das zweite Baupaket sein,
weil natirlich auch wir wissen, dass Bauen zu teuer ist und dass Wohnraum nicht mehr zu markt-
gerechten Mieten angeboten werden kann. Deshalb ist das die Erwartungshaltung.

Zu § 52 —ich habe eben unsere Position genannt — wiirde mich noch die Position des Hessischen
Stadte- und Gemeindebunds interessieren, was der alternative Vorschlag ware. Wir haben das
jetzt mit der Experimentierklausel gelost. Was ware der Vorschlag seitens der kommunalen Fa-
milie?

Zu den Spielplatzen zur Klarstellung: Es geht um Spielplatze fir Kinder unter sechs Jahren. Ste-
fan, du hast von Abenteuerspielplatzen gesprochen, am besten auf einem Abbruchgrundstiick.

(Abgeordneter Dr. Stefan Naas: Ja! Das waren die besten!)

Das sind aber nicht die Spielplatze, die wir nach der HBO aufgreifen fur diejenigen, die das am
Ort errichten missen, sondern das sind Spielplatze fur Kleinkinder unter sechs Jahren, die nicht
auf einen Spielplatz um die Ecke geschickt werden kénnen, den die 6ffentliche Hand vorhalt. Das
sind Spielplatze fir Kleinkinder, die auf dem Objekt unter Aufsicht betreut werden.

Dartber, dass Spielplatze manchmal traurig aussehen, sind wir uns einig. Man muss prifen, wie
man dieses Problem I6sen kann, ob man es uber die HBO I6sen kann oder ob es die Eigenti-
mergemeinschaft Idsen muss. Vielleicht muss auch nicht alles der Gesetzgeber regeln.

Das nur zur Erlauterung, warum wir uns dazu durchgerungen haben zu sagen, wir erachten die
Errichtung von Kinderspielplatzen ab zwolf Wohnungen fir notwendig.

Das flhrt allerdings nicht dazu — auch das will ich unterstreichen —, dass damit die Ausnutzung
eines Grundsticks zunehmen wird. Die Freiflache, die fir einen Spielplatz zur Verfligung stand,
wird kinftig nicht flr zusatzliche Bebauung zur Verfigung stehen. Auch das sollte noch deutlich
gemacht werden.

Eine Bemerkung kann ich mir am Schluss nicht verkneifen. Herr Kramer, Sie haben uns viel zu-
gemutet mit der Art und Weise, wie schnell Sie lhre Stellungnahme vorgetragen haben. Herr
Greiner, Sie haben zu Beginn gesagt, dies sei lhre erste Anhérung, an der Sie teilnehmen. Sie
sollten sich, wenn Sie wollen, dass |hr Wort Gehor findet, nicht zum Vorbild nehmen, wie der
BUND seine Stellungnahme vorgetragen hat. Das war schon schwer verdaulich.
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Abgeordneter Dimitri Schulz:

Ich habe zwei Fragen an die Architektenkammer; gerne kénnen auch andere Experten darauf
eingehen.

Herr Greiner, Sie haben gesagt, dass von der Kommission viele Ihrer Vorschlage umgesetzt wor-
den sind. Das bedeutet, nicht alle. Welche Vorschlage wurden denn nicht umgesetzt? Das inte-
ressiert mich.

Die zweite Frage ist: In welchem Jahr bestand ein ideeller Ausgleich zwischen Sicherheit beim
Brandschutz, Statik und anderen zentralen Schutzgitern am Bau, Gestaltungsfreiheit und niedri-
gen Baukosten infolge rechtlicher Vorgaben?

Abgeordnete Mirjam Glanz:

Vielen Dank fir die erste Runde und auch fir die eingegangenen Stellungnahmen. — Das ist
heute meine erste Anhérung im WVA. Ich habe lange im Bereich Architektur gearbeitet und
komme jetzt aus dem Stadtplanungsamt der Stadt Frankfurt. Deswegen freue ich mich besonders
Uber die kommunale Familie, weil mein Herz noch immer fir sie schlagt.

Ich habe als Erstes eine Ubergreifende Frage, die ich an alle stelle: Kann man mit der vorliegen-
den HBO-Novelle wirklich deutlich schneller und glinstiger bauen? Sie merken schon, das ist ein
bisschen eine rhetorische Frage. In den Stellungnahmen vor allem der kommunalen Familie
konnte man lesen, dass die geplanten Anderungen zu zusétzlichen Rechtsunsicherheiten, unge-
ordneten stadtebaulichen Zustanden, bodenrechtlichen Spannungen und damit einhergehenden
juristischen Spannungen fiihren. Einer der Knackpunkte ist der § 64a; das haben wir heute schon
mehrmals gehort.

Ich méchte ganz konkret fragen: Was bedeutet das bei Genehmigungsfreistellungen, wenn Re-
gelungsbedarfe im Nachgang in den repressiven Bereich verlagert werden? Was bedeutet das
fur die Personalressourcen in den Bauaufsichtsbehérden? Was bedeutet das fur die Baukon-
trolle? Meines Wissens — ich weil3 aber nicht, wie das in anderen Kommunen ist — findet die
Baukontrolle an zwei Punkten statt, und zwar im Rohbau und bei der Fertigstellung. Meine Frage
ist: Was ist mit der Umsetzung von Satzungen, zum Beispiel in Frankfurt die Grin- und Freifla-
chensatzung, was beispielsweise auch Dachbegriinungen betreffen wirde? Gibt es eine Mog-
lichkeit, das nachzuvollziehen?

Was ich auch interessant fand, ist, dass die Bauvorlagen immer schlechter werden. Dabei handelt
es sich sicherlich nicht um Bauvorlagen von grofRen Projektentwicklungsgesellschaften, die ent-
sprechende Architekturburos im Hintergrund haben, sondern vermutlich werden die Bauvorlagen
von vielen kleineren Bauherrn schlechter. Das mussten Sie mir jetzt beantworten: Welche Griinde
gibt es daflr? Wie kénnte man die Qualitat der Bauvorlagen verbessern? Heildt das, man muss
die Bauberatung vorher, bevor man Uberhaupt eine Baugenehmigung anstrebt, ausbauen oder
noch mehr sozusagen in Kauf nehmen?
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Ich habe gehdrt, dass es sinnvoll ware, Standards aufzugeben. Ich komme aus dem stadtebauli-
chen Bereich, der stadtebaulichen Planung und habe viel mit Bauleitplanung zu tun gehabt. Ich
weil}, bei der Aufstellung eines Bebauungsplans dauert es sehr lange, bis alles gepruft ist. Welche
Standards koénnten zielfuhrend sein, um Bauen zu beschleunigen?

Abgeordnete Martina Feldmayer:

Ich wirde gerne Frau Dr. Feuerbach ermutigen, sich weiterhin fir das Kindeswohl und fir Kinder
einzusetzen, und das unterstreichen, was sie gesagt hat, namlich dass es wichtig ist, auch auf
Kinder zu achten, gerade beim Bauen. Auch wir bedauern, dass es flr Kinderspielplatze eine
Absenkung geben soll. Ich frage Frau Dr. Feuerbach, wie sie die Hessische Bauordnung statt-
dessen andern wiirde oder welche Anderungen sie im Sinne der Kinder gerne nicht hatte. Es
geht ja nicht nur um Kinder, sondern es geht um junge Familien und die Frage, ob man uberhaupt
noch Kinder bekommen mdchte, wenn die Bedingungen nicht gut sind.

Sie haben auch gesagt, dass die Kindeswohlprifung bei dem Gesetzentwurf fehle. Vielleicht sa-
gen Sie dazu noch etwas, wie das aus lhrer Sicht hatte aussehen sollen, damit wir uns darunter
etwas vorstellen kénnen. Uns ist nicht aufgefallen, dass das nicht passiert ist. Dem kdnnen wir ja
spater noch mal nachgehen.

Vorsitzender:

Danke flr die Fragen. — Ich versuche jetzt, das Ganze ein bisschen zu sortieren. Vielleicht fangen
wir mit den Kommunalen Spitzenverbanden an. Sie sind an zwei, drei Stellen angesprochen wor-
den, von Spielplatzen bis hin zu Stellplatzen. Bitte schon.

Herr Schreiner:

Ich fange an und nehme den Landkreistag ein Stlick weit in Schutz; denn der Landkreistag hat,
anders als ich, weniger auf den § 64a eingedroschen. Daher sollte ich mich auch dazu positio-
nieren. Es gab ja Fragen dazu. Aber bevor wir zum § 64a gehen, noch zu den beiden anderen
Themen. Das waren die Bauvorlageberechtigung und die Standards.

Bei den Standards, wie wir das Uber den Stadtetag angebracht haben, ging es uns eher darum,
dass wir zusehen sollten, dass die Technisierung gerade von Neubauten nicht iberhandnimmt.
Das ist ein Riesenproblem. Wir sehen eher dort den Ansatz, um Kosten zu reduzieren. Wir als
Kommune sind ja auch selbst Bauherr. Wenn man sich vor Augen fihrt, dass der Anteil der Tech-
nik als Kostenfaktor vor einigen Jahrzehnten noch bei 30 bis 40 % lag und er jetzt bei 50 % und
mehr liegt, dann muss man sagen, dass wir da ein Riesenproblem haben. Das sind Kostenfakto-
ren, an die man uUber die Normungsverbande sicherlich herangehen und bei denen man Gberpri-
fen kann, was wirklich notwendig ist.

Vorhin ist angesprochen worden, dass wir alle einmal Kinder waren. Wir alle waren auch einmal
in Betreuungseinrichtungen, die ohne Klimatisierung funktionierten. Man kann noch einmal
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dariber nachdenken und dadurch sicherlich mehr Geld sparen, als wenn wir versuchen, die
Pflichten von Bauherren zu vergesellschaften.

Das andere Thema war die Bauvorlageberechtigung. Ich glaube, ich spreche auch fir die Archi-
tektenkammer, wenn ich sage, das Planen gehért in die Hande von klassischen Architekten. Sie
sind daflir ausgebildet. Ich wiirde mich wohler fiihlen, wenn der Einfligenachweis von echten
Architekten geflihrt wiirde. Wir haben nun mal Preisdruck beim Bauen. Insofern ist es Usus — das
erleben wir wochentlich —, dass andere Bauvorlageberechtigte die Planung einreichen. Das kam
durch die erste Liberalisierungswelle des Baurechts in den 90er-Jahren. Seitdem darf nahezu
jedermann, auch ein Bautechniker, eine Bauvorlage einreichen. Das ist ein Problem fir uns. Da-
her kommt unsere Kritik, dass die Bauvorlagen immer schlechter werden. Die echten Stadtplaner
und Architekten missten gestarkt werden.

Der § 64a wird von uns kritisiert. Ich versuche, es noch mal zu erklaren. Ich habe den Klassiker
bereits genannt, namlich einen Dreigeschosser, der aus unserer Sicht auch ein Dreigeschosser
ist, aus Bauherrensicht mit der Bauvorlageberechtigung aber ein Eingeschosser, weil das Dach-
geschoss ein Staffelgeschoss und das im Hang befindliche Untergeschoss kein Vollgeschoss ist.
Das ist das Problem fiir die Verwaltungen, die keine eigene Bauaufsicht haben. Die missen in
der Klrze der Zeit, innerhalb der Einmonatsfrist, erkennen, dass hier mit den Zahlen falsch ope-
riert wird, dass also die Flachenberechnung nicht ganz zutreffend ist und wir tatsachlich von Voll-
geschossen reden. Da kommt es sehr schnell zu einer Entfristung. Dann entsteht in der Tat ein
Dreigeschosser neben einem Eingeschosser. Das kann dann nur Uber eine Riickbauverfligung
geheilt werden. Das ist ein riesiges Problem und ein riesiger Verwaltungsaufwand.

Herr Heger:

Ich werde versuchen, die Fragen der Reihenfolge nach abzuarbeiten. — Herr Dr. Naas hat nach
der Beteiligung der Stadte und Gemeinden gefragt. Der einzige Ausweg, der besteht, ist, dass
man Uber den § 64 Abs. 1 Nr. 5 HBO einen Antrag auf Durchfiihrung eines Baugenehmigungs-
verfahrens stellt. Die Frage, ob das prophylaktisch, also vorsorglich, gemacht wird oder nach
intensiver Prifung — das ist die einzige Mdglichkeit, um diese Sache aus kommunaler Sicht in
irgendeiner Weise aufzuarbeiten —, setzt naturlich voraus, dass man erfahrt, dass es ein entspre-
chendes Bauvorhaben gibt.

Fir die Bauaufsicht sind die kreisangehorigen Stadte und Gemeinden nicht zustandig; das ist
klar. Das ist die Frage von Frau Glanz gewesen. Man muss vor Ort schauen, ob ein Gebaude
vertraglich ist, ob es passt, ob es sich einfligt usw., wahrend man andere Dinge in seinem Biro
machen kann. Wir gehen definitiv davon aus, dass das Personal bindet, dass mehr Personal
erforderlich ist, um die Vor-Ort-Kontrollen durch die Bauaufsicht vorzunehmen.

Herr Kasseckert hat gefragt, wie es mit den Stellplatzen aussehe. Wir gehen davon aus, dass die
Evaluationsfrist bis 2029 flr die kreisfreien Stadte sehr kurz ist. Wir sind aber nicht der Anwalt
der Stadte; das mussten sie schon selbst vortragen. Meiner Ansicht nach ist bis 2029 eine sehr
kurze Zeitspanne fir eine Evaluation. Ich glaube, da bedarf es einer gewissen Nachsteuerung.
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Zu der Frage nach den Alternativen: Ich glaube, gerade die Stellplatzsatzung ist eine Alternative.
Sie ist eine Satzung, Uber die vor Ort entschieden wird. Das ist in den politischen Gremien — egal,
ob in grof3en, kleinen oder mittleren Stadten und Gemeinden — immer wieder Thema. Dariiber
gibt es einen politischen Diskurs. Das Ganze findet auch in der Offentlichkeit statt. Ich glaube, es
ist ein bisschen Zutrauen geboten, dass die Stadte und Gemeinden das vor Ort richtig handha-
ben, zumal auch sie ein Interesse daran haben, dass gebaut wird und dass ihre Blirgerinnen und
Blrger und weitere die Chance haben, dort zu bauen. Daher braucht es Vertrauen in die kommu-
nale Ebene. Die Entscheidungen vor Ort sind unserer Auffassung nach immer die besseren, an-
statt alles vom Landesgesetzgeber ohne Ruicksicht auf GroR3 und Klein regeln zu lassen.

Herr Sawatzky:

Ich bin zusammen mit Herrn Schreiner flr den Hessischen Stadtetag hier. — Ich méchte noch
etwas naher erldutern, warum wir mit dem § 64a so unzufrieden sind und auch ein Stick weit
daruber streiten wollen. Der Grundsatz des § 64a ist — ich berichte jetzt aus der Sicht einer Bau-
aufsicht; ich bin Leiter der Bauaufsicht der Stadt Fulda —, dass man einen gesetzten Rahmen hat
— das ist der Bebauungsplan — und mir jemand darlegt, diesen Rahmen einzuhalten. Deswegen
kénnen wir das Vorhaben mit einer ganz kurzen Frist darlegen und sagen: Wir halten den Rah-
men und die Regelungen ein. — Dann kann das durchlaufen. Das ist der Grundsatz.

Diesen Grundsatz wollen wir jetzt auf einen Fall aufweiten, bei dem man einen erheblichen Er-
messensspielraum hat, und zwar im unbeplanten Innenbereich. Dabei geht es immer darum zu
beurteilen: Befindet man sich noch im Innenbereich, oder befindet man sich schon im Aul3enbe-
reich? — Es geht auch immer darum zu beurteilen: Fugt sich ein Gebaude ein? — Es hat Kriterien,
die sich oft erst aus Gerichtsverfahren ableiten lassen. Das ist erheblich auslegungsbedurftig und
auch ermessensabhangig.

Wir kdnnen uns sehr gut vorstellen, wie das Ganze am Ende ausgehen wird, wenn sich selbst
jemand im eigenen Interesse darlegen soll. Wes Brot ich ess, des Lied ich sing — das war schon
immer so. Das kann gar nicht anders sein. Ein Architekt kann das nur zugunsten seines Bauherrn
auslegen. Ansonsten wird er Schwierigkeiten mit seiner Auftragslage haben. Das geht gar nicht
anders. Ich sehe es sehr kritisch, dass das aus den Genehmigungsprozessen herausgezogen
werden soll.

Meine Abstimmung mit den Kollegen in Wiesbaden und auch in Frankfurt hat gezeigt, dass sie
alle befiirchten und davon ausgehen, dass man solche Vorhaben regelmafig in das Genehmi-
gungsverfahren ziehen muss. Dann haben wir genau das Gegenteil erreicht, namlich dass es
nicht schneller geht, sondern langer dauert, nur dass der Schwarze Peter dann bei den Bauauf-
sichten liegt. Ich denke, das kann nicht Sinn der Sache sein.

Ich méchte noch einen Punkt zu den Bauvorlagen erganzen. Wir haben vor drei Monaten regel-
recht gejubelt, als wir nach langer Zeit endlich mal einen Bauantrag bekommen haben, der voll-
standig war. Herr Greiner, Entschuldigung, wenn ich das so deutlich sage, aber es ist eine Aus-
nahme, wenn man einen vollstandigen Bauantrag bekommt.
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Wenn wir Uber eine Beschleunigung der Verfahren reden, dann muss ich sagen, dass die Seite
der Entwurfsfassung mindestens genauso viel Schulung braucht wie die Seite der Bauaufsicht.
Ich glaube, da ist ein erheblicher Verbesserungsbedarf vorhanden. Nehmen Sie das bitte nicht
personlich, aber das ist die Erfahrung, die wir in Fulda haben. Diese Erfahrung machen auch die
grofien Stadte. Da muss etwas gemacht werden, wenn das Ganze beschleunigt werden soll.

Vorsitzender:

Vielen Dank. — Frau Barth hat sich noch einmal gemeldet. Damit wir dann alle anderen mit ein-
beziehen kénnen, ware mein Vorschlag, dass wir anschlieend das Wort den weiteren Anzuho-
renden geben; denn ich habe den Eindruck, hier schauen einige schon sehr ambitioniert. Ist das
okay?

(Herr Kramer: Die Frage war ja eigentlich an alle gestellt! Ich wollte auch noch etwas
dazu sagen!)

Frau Glanz, lhre Frage geht ja eher an die grof3e Runde. Wenn Sie einverstanden sind, wirde
ich sie gerne zurlckstellen. Ist das fir Sie okay?

(Abgeordnete Mirjam Glanz: Ja!)

— Sonst haben wir das nur bei einem Teil der Anzuh6érenden. Ich danke Ihnen, dass Sie damit
einverstanden sind.

Jetzt noch Frau Barth, und dann gehen wir in der Anhérung weiter.

(Abgeordnete Martina Feldmayer: Ich hatte eine Frage an Frau Dr. Feuerbach ge-
stellt!)

— Sie korrigieren mich, wenn ich etwas nicht in lhrem Sinne mache. — Frau Dr. Feuerbach noch
konkret zu dem, was Frau Feldmayer gefragt hat. Bitte schon.

Frau Dr. Feuerbach:

Vielen Dank fir die Nachfrage. — Sie haben zwei Fragen gestellt. Es geht darum, dass § 8 Abs. 2
anders gefasst werden soll. Wir schlagen vor: Wenn es bereits einen 6ffentlichen Spielplatz in
der Nahe gibt, braucht man nattrlich keinen weiteren Spielplatz fir Kleinkinder. Hier steht aber:
~.geschaffen wird“. Wenn ich das jetzt mal aus der Praxis des Grinflachenamts in Frankfurt beur-
teile, dann muss ich sagen, dass ,geschaffen wird“ ein vollig unklarer Begriff ist: Wann wer wie
wo was? — Es geht ja auch um Bauen im Bestand. Dort kann man nur auf Kleinkinderspielplatze
hinarbeiten, die es bereits gibt.

Unklar ist auch der Begriff ,unmittelbare Nahe“. Wie viele Meter sind das?

In der Nr. 3 heil’t es: ,die Art oder Lage der Wohnungen einen Kinderspielplatz nicht erfordert®.
Da habe ich mich gefragt: Was ist das fur eine Wohnung? Denn in jeder Wohnung kdnnen
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Kleinkinder wohnen. Das entscheiden eigentlich nur die Mieter oder die Vermieter. Kinder kdnnen
ja uberall wohnen.

Auch in der Nr. 4 steht: ,geschaffen wird“. Das bedeutet, man kann eigentlich nur davon ausge-
hen, was im Bestand ist, und dann entscheiden.

Grundsatzlich noch etwas zu Artikel 3 der UN-Kinderrechtskonvention. Unser Grundgesetz wird
volkerrechtsfreundlich ausgelegt. Das bedeutet, dass die Menschenrechtsvertrage, die Deutsch-
land abgeschlossen hat, fir alle in der Rechtsnomenklatur darunterliegenden Gesetze gelten.
Artikel 3 hat in der Rechtsnomenklatur den Rang zwischen dem Grundgesetz und der Bundes-
gesetzgebung, weil er sich auf samtliche staatliche MaRnahmen bezieht. Ein Gesetz ist eine
staatliche MalRnahme. Der Artikel 3 schreibt zwingend vor, eine Kindeswohlprtifung zu machen.
Wie macht man das? Man fragt sich als Allererstes: Hat das, was man vorhat, eine Auswirkung
auf Minderjahrige? — Naturlich hat ein Gesetz, das dazu dient, Wohnungen zu schaffen und den
Wohnungsbau zu erleichtern, eine Auswirkung auf Minderjahrige; denn die wohnen ja auch ir-
gendwo.

Wenn man zu dem Schluss gekommen ist, dass das so ist, muss man Erkundigungen dariber
einholen, was die Bedingungen und die Auswirkungen sind. Man muss eine Rechtsfolgenab-
schatzung zu den ungefahr 40 Rechten machen, die Minderjahrigen Uber die UN-Kinderrechts-
konvention gewahrt werden. Auch muss man Kinder und Jugendliche in angemessener Weise
beteiligen. Das ist ein Auftrag an uns als Gesellschaft, an jeden Gesetzgeber, an jede Regierung,
an jede Stadtverordnetenversammlung, der im Moment noch nicht in dieser Art und Weise um-
gesetzt wird, obwohl die UN-Kinderrechtskonvention seit 1992 in Deutschland gilt.

Abgeordnete Elke Barth:

Ich mdchte noch etwas zu den Ausfihrungen von Herrn Sawatzky zum § 64a und zu dem unbe-
planten Innenbereich sagen. Es ist ja nicht so, dass das per se gilt, also dass niemand mehr eine
Baugenehmigung einfordern darf. Ich stelle mir sogar eher vor, dass die Bauherrenschaft in zahl-
reichen Fallen eine Baugenehmigung innerhalb eines Monats beantragt, wie es vorgesehen ist,
weil Banken das sicherlich fir die Kreditvergabe einfordern. Ich glaube aber, dass das nicht re-
gelhaft passieren wird. Die Frage ist: Ist das Uberhaupt Innenbereich, oder ist es das nicht? —
Wenn Sie das anders sehen, kdnnen Sie seitens der Bauordnungsbehdrde sofort das Stoppschild
hochhalten. Auf der anderen Seite kann aber auch der Bauherr danach verlangen. Sehen Sie
das insofern als einen méglichen Vorschlag, dass man das einmal funf Jahre lang ausprobiert.
Das wird ja nicht die Masse an Gebauden sein. Wenn am Ende herauskommt, dass das kaum
Erleichterungen bringt, wirde man natirlich eine solche Experimentierklausel wieder einkassie-
ren.

Frau Dr. Feuerbach, ich finde, der Vorschlag, den Sie eben vorgebracht haben, ist sehr valide.
Die Begrifflichkeit ,geschaffen wird“ verweist auf die Zukunft. Wann das sein wird, ist nicht kon-
kretisiert. Wir missen uns noch dariiber Gedanken machen, ob man entweder sagt: ,ein Spiel-
platz vorhanden ist* oder ob man das wenigstens zeitlich befristet, nicht dass da schon eine
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Anklindigung genugt: Wir haben vor, um die Ecke einen Spielplatz zu schaffen. Aber wer weil3,
wann der Uberhaupt gebaut wird. — Hier kann ich mir zumindest eine Konkretisierung vorstellen.

Vorsitzender:

Nur als Hinweis: Es gibt den Wunsch eines Menschen, der nicht auf der Anzuhérendenliste steht,
sich zu Wort zu melden. Dem kann ich leider nicht stattgeben. Ich nenne als Stichwort nur das
Lobbyregister. Ich bitte um Verstandnis dafir. Wir haben hier einige Spielregeln. Ich ware dank-
bar, wenn Sie beim nachsten Mal wie auch immer versuchen, auf eine solche Anzuhdérendenliste
zu kommen. Dann kénnen wir in der Landtagsverwaltung auch Vorkehrungen treffen, was die
Frage der Zulassung von Wortbeitragen anbelangt.

Abgeordneter Heiko Kasseckert:

Herr Schreiner, ich mdchte noch etwas zu dem § 64a sagen — das habe ich vorhin vergessen —,
damit wir nicht aneinander vorbeireden. Sie haben davon gesprochen, dass man, wenn das Ge-
setz so beschlossen wird, eine Anzeige macht und dann direkt anfangen kann zu bauen. Még-
licherweise ist es dann schwierig, den Riickbau zu fordern. So haben wir uns das nicht gedacht.
Vielmehr muss man natirlich die Vierwochenfrist abwarten. Erst dann, wenn innerhalb der Vier-
wochenfrist von der Bauaufsicht keine Aufforderung kommt, einen Bauantrag zu stellen, besteht
die Moglichkeit loszulegen. Das nur, damit wir kein Missverstandnis haben. Mdglicherweise mis-
sen wir das im Text nachscharfen. Vielleicht kbnnen Sie dazu noch etwas sagen.

Herr Schreiner:

Das versuche ich gern. — Bei den Stadten mit Bauaufsichten wird das regelmafiig dazu fihren —
es braucht schlielllich eines gewissen Priflaufs; die Frist von einem Monat klingt zwar opulent,
ist aber angesichts der Themen, die wir haben, gar nicht so opulent —, dass man dann eher ge-
neigt ist, ein Verfahren zu fordern. Das ist keine Verbesserung im Sinne einer Vereinfachung und
auch keine Entburokratisierung.

Die Gemeinden ohne Bauaufsicht haben das Problem, dass sie im gemeinsamen Spiel mit dem
Landkreis erst einmal schauen missen: Was ist denn da auf den Tisch? Passen die Zahlen? Ist
das flr uns einvernehmenswiurdig oder nicht? — Daflir ist ein Monat schon sehr knapp. Da wird
es regelmalig zu einer Entfristung kommen, und dann kann gebaut werden. Dann entstehen
diese Probleme.

Ich kdmpfe mehr flr die Kommunen ohne Bauaufsicht als fir uns selbst, méchte aber kritisch
anmerken, dass auch wir, die wir noch den Hebel in der Hand haben, zu mehr Blrokratie beitra-
gen werden.
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Vorsitzender:

Danke sehr. — Wir machen jetzt mit allen noch nicht zu Wort gekommenen Anzuhdrenden weiter.
Danach gehen wir in die Fragerunde. Frau Glanz, wir kommen auf Ihre Frage, aber auch noch
auf einige andere Fragen zurtick.

Als Nachster hat Herr Ehrhardt, der Geschaftsfiihrer von Haus & Grund Hessen, das Wort.

Herr Ehrhardt:

Vielen Dank. — Sehr geehrter Herr Vorsitzender, Herr Staatsminister, Frau Staatssekretarin,
meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordneten! Meine erste Anhdrung — ich habe es
vorhin im Vorgesprach erwahnt — war im Jahr 2010. Diese habe ich deshalb besonders gut in
Erinnerung, weil sie fast funf Stunden gedauert hat. Mal schauen, wie weit wir heute kommen.
Danach gibt es ja noch eine weitere wichtige Anhorung.

Ich habe mich an der einen oder anderen Stelle auch inhaltlich ein bisschen zuriickversetzt ge-
sehen; denn schon damals war es ein grol’es Anliegen, mehr Wohnraum entstehen zu lassen
und schneller und effektiver zu bauen. Ich denke, in diesem Ziel sind wir alle uns auch heute sehr
einig. Damals gab es eine Enquetekommission, eingesetzt von der damaligen Landesregierung,
mit dem Ergebnis: Wir alle werden mehr, wir alle werden alter, und wir alle ziehen in das Rhein-
Main-Gebiet. — Ich denke, auch da kann man sich wiederfinden.

Wir freuen uns Uber den Gesetzentwurf, wie er vorgelegt worden ist, und begrifien ihn ausdrick-
lich. Wir teilen die Kritik der Kommunen nicht. Wir wollen auch ausdricklich die Art und Weise
des Zustandekommens des Gesetzentwurfs begrif3en, dass man ihn gemeinsam mit der Praxis
entwickelt hat und nicht an der Praxis vorbei. Ich denke, auch das ist wichtig. Wenn man sich die
gesamten vergangenen Novellen der Hessischen Bauordnung anschaut, muss man im Nach-
hinein konstatieren: Der grofe Wurf war bis heute noch nicht dabei. Insofern ist das mal ein an-
derer Ansatz, der sehr positiv ist.

Unser Verband vertritt die Interessen der privaten Immobilieneigentimer. Das sind diejenigen,
die 85 % des Wohnraumbestands und immerhin mehr als zwei Drittel der Mietwohnungen halten.

Wir sehen, dass in diesem Gesetzentwurf insbesondere das Thema ,Aufstockung und Dachge-
schossausbau® eine grofte Rolle spielt. Das ist fur unseren Verband sehr wichtig. Es entspricht
auch einer langjahrigen Forderung unseres Verbands, dass ein groRerer Fokus auf diesen Be-
reich gelegt wird; denn aufgestockter oder ausgebauter Wohnraum entsteht dort, wo man ihn
braucht, und das ohne Inanspruchnahme der praktisch nicht vorhandenen Flachen.

Ich méchte in diesem Zusammenhang gerne darauf verweisen, dass wir im Jahr 2019, fortgefuhrt
in den Jahren 2022 und 2023, gemeinsam mit der TU Darmstadt eine Studie zum Aufstockungs-
potenzial im Rhein-Main-Gebiet verdffentlicht haben, nur zum Bereich der Aufstockung. Den
Dachgeschossausbau haben wir auflen vorgelassen. Das Ergebnis war, dass wir, wenn man die
Wohngebaude und Nichtwohngebdude einbezieht, ein Potenzial von 250.000 Wohnungen
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haben. Hierauf gab es ein breites mediales Echo. Wir sind der Meinung, dass wir nicht darauf
verzichten kdnnen. Insofern: Gut, dass es diesen Gesetzentwurf gibt.

Herr Minister, ganz offen gestanden: Wir waren etwas enttduscht, dass wir bei der Kommission
nicht bericksichtigt wurden. Ich habe es eben dargelegt: Wir vertreten 85 % des Wohnraumbe-
stands. Uns werden die Probleme und Herausforderungen der privaten Eigentiimer gespiegelt,
warum sie auf Aufstockungen und Dachgeschossausbauten verzichten. Das sind Probleme, die
durchaus markant sind.

Ich mdchte an dieser Stelle widersprechen: In den Bauamtern wird den Mitgliedern, die keine
Juristen und auch keine Architekten sind, haufig aufgezeigt, wie es nicht geht, anstatt dass man
sie an die Hand nimmt und ihnen aufzeigt, wie es geht. Es ist doch politisch gewollt, dass neuer
Wohnraum entsteht. Insofern ist uns das ein ganz grofdes Anliegen, unabhangig von der gesam-
ten Blrokratie, von der Lange der Baugenehmigungsverfahren und den Problemen, die damit
zusammenhangen. Unser Anliegen ist, dass man die Eigentiimer an die Hand nimmt und das
Ganze zum Erfolg fuhrt, damit neuer Wohnraum entsteht.

Insofern muss ich sagen: Im ersten Moment waren wir enttduscht, dass wir nicht dabei waren.
Wir haben aber gesehen, dass die Wohnungswirtschaft durch die Kolleginnen und Kollegen gut
vertreten ist. Wir waren sehr erfreut, als wir das Eckpunktepapier gesehen haben, weil wir fest-
stellen mussten, dass unsere langjahrigen Forderungen aufgegriffen wurden.

Herr Minister, ich mdchte Ihnen ausdricklich fir lhren Mut danken. Ich muss sagen: |hr Vorganger
im Amt hatte diesen Mut nicht aufgebracht. Wir hatten ihm im Jahr 2019 als erster Person Uber-
haupt die Studie gemeinsam mit der TU Darmstadt mit dem Potenzial vorgestellt. Wir hatten dann
auf Basis der Rickmeldungen unserer Mitglieder einen Sechspunkteplan entwickelt, und passiert
ist eigentlich nichts. Das muss ich ganz deutlich sagen. Vielleicht darf ich kurz aus dem Sechs-
punkteplan zitieren — ich glaube, meine Zeit I1asst das noch zu —:

»1. Baugenehmigungsfiktion: Nach vollstandigem Vorliegen der Antragsunterlagen
hat die Behérde zwei Monate Zeit, um tGber den Antrag zu entscheiden.

3. Dachgeschossausbauten kdnnen ohne Baugenehmigung erfolgen.
4. Entfall der Stellplatzabldse fiir Aufstockungen und Dachgeschossausbau.®
Ich stelle fest: Im Jahr 2025 befinden wir uns auf dem richtigen Weg.

Ich darf als Letztes noch den § 52 Abs. 1 erwahnen. Meine Damen und Herren, wir halten die
vollstéandige Streichung der Stellplatzpflicht fiir ganz Hessen flur dringend geboten. Wir haben
aktuell eine Grenze von 100.000 Einwohnern im Gesetz. Das betrifft insgesamt flinf Kommunen
in Hessen. Wir haben aber nicht nur in diesen fiinf Kommunen einen angespannten Wohnungs-
markt, wie Sie alle wissen. Insofern sind wir der Meinung, dass wir uns diese Zuruckhaltung ein-
fach nicht mehr leisten kénnen. Die Fesseln des Wohnungsbaus miissen endlich geldst werden.
Auch die anderen Kommunen mussen von einer derartigen Regelung profitieren. Wenn Sie nicht
mit uns der Meinung sind, dass das so geregelt werden sollte, wirden wir zumindest daran
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appellieren, die Grenze von 100.000 auf 50.000 Einwohner abzusenken, damit noch mehr Kom-
munen auch flachendeckend berticksichtigt werden.

Die weiteren Einzelheiten kdnnen Sie gern unserer schriftlichen Stellungnahme entnehmen.

Herr Achenbach:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Vielen Dank, dass ich heute
hier zu Ihnen sprechen darf. — Das ist nicht meine erste Anhérung. Ich habe schon die eine oder
andere Anderung der Hessischen Bauordnung miterlebt und festgestellt, dass das Brett, an dem
wir heute bohren, sukzessive immer dicker geworden ist.

Nicht nur die Bau- und Immobilienwirtschaft ist von der Hessischen Bauordnung und den beglei-
tenden Rahmenbedingungen betroffen, sondern alle Unternehmen. Der Fachkraftemangel und
die Frage, wo die Mitarbeitenden und Azubis wohnen, die man dringend braucht — gerade dort,
wo der Wohnungsmarkt angespannt ist, aber auch an anderen Stellen —, sind Themen, die alle
unsere Unternehmen beschéaftigen. Deswegen missen wir da gemeinsam ran. Es ist gut, dass
die Grunderkenntnis vorhanden ist. Das nehme ich heute aus der Anhérung wahr. Ich glaube, um
dieses dicke Brett ganz konsequent anzugehen, braucht es drei Dinge: Zum einen braucht es
Offenheit, zum anderen braucht es Mut, und zum Dritten braucht es Konsequenz.

Offenheit haben Sie gezeigt, indem Sie den Weg gegangen sind, in der Kommission ,Innovation
im Bau“ mit Fachleuten zu sprechen, mit den Fachleuten aus der Praxis gemeinsam ldeen zu
entwickeln und sie in das Baupaket | einflielien zu lassen.

Offenheit ist auch, dass Sie heute hier zuhoren, vielleicht die eine oder andere ldee mitnehmen
und in den endgultigen Gesetzentwurf aufnehmen.

Viel wichtiger ist der Mut. Es ist tatsachlich sehr viel Mut erforderlich. Wie gesagt: Ich habe schon
die eine oder andere Anhorung erlebt, in der die Feuerwehrleute Ihnen Angst gemacht haben,
weil es nicht brennen soll, in der die Statiker Ihnen Angst gemacht haben, weil es nicht wie in Bad
Reichenhall werden soll, oder, oder, oder. Das sind die vielen guten Dinge, warum das Brett jetzt
so dick ist, wie es ist. Es braucht Mut, das anzugehen. Sie sind die ersten Schritte gegangen. Sie
sind die Themen mutig angegangen, zu denen es auch heute unterschiedliche Sichtweisen ge-
geben hat.

Es ist auch mutig zu sagen: Wir setzen eine Kommission ein, bei der nicht alle mit am Tisch
sitzen, damit sie wirklich arbeitsfahig ist. — Sie haben auch geschaut: Brauchen wir vielleicht noch
jemanden, um ein gutes Ergebnis zu erzielen? — Das ist richtig. Es ist auch mutig, eine schlanke
Arbeitsweise zu haben.

Mut werden Sie noch viel starker in der Zukunft brauchen, in der es um die wirklich schwierigen
Themen wie Brandschutz, Standsicherheit usw. im Engeren geht.

Dass lhnen der Mut manchmal ein bisschen verloren geht, das sehen wir an den Stellplatzen. Da
hatten wir uns mehr Mut gewlinscht. Wir haben es schon von verschiedener Seite gehort.
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Herr Kasseckert, es geht nicht darum, dass Stellplatze generell wegfallen, sondern es geht da-
rum, dass die nicht genutzten Stellplatze wegfallen, namlich diejenigen, die gebaut werden und
die eigentlich keiner braucht. Ich glaube, deswegen ist es durchaus sinnvoll, die entsprechende
Regelung nicht nur in den funf GroRRstadten in Hessen einzufihren, sondern auch dartber hinaus
zu schauen, wie man die Baukosten deutlich senken kann.

Der dritte Punkt ist Konsequenz. Es ist konsequent, so einen Weg anzufangen. Aber ich glaube,
es ist noch viel wichtiger, den Weg konsequent weiterzugehen. Die dicken Teile des Brettes kom-
men noch. Ich habe es bereits gesagt: Brandschutz und Standsicherheit, aber auch die Themen,
die nicht allein in Hessen zu regeln sind. Ich nenne nur die technischen Baubestimmungen, die
DIN-Normen, die Schallschutznormen auf Bundesebene usw. Ich weil3, auch da wollen Sie ran;
das ist gut. Deswegen braucht es ein Baupaket I, das deutlich Uber das hinausgeht, was wir
schon jetzt machen, und, wie gesagt, Mut, Offenheit und Konsequenz im weiteren Prozess.

Herr Dr. Groth:

Guten Morgen! Vielen Dank, dass ich heute hier sein und eine Stellungnahme abgeben darf. —
Ich bin Vorstand bei der Hochtaunus Baugenossenschaft. Wir sind wahrscheinlich die finalen
Adressaten dieses Gesetzentwurfs. Wir haben ungefahr 2.500 Wohnungen im Hochtaunuskreis
und gehdren zu denjenigen, die flr unsere Genossenschaftsmitglieder neu bauen wollen. Wir
wollen preiswert bauen, aber auch lebenswert. Wir haben die Dinge schon im Griff und auch im
Blick. Wir bedienen uns Architekten, um Bauantrage einzureichen. Das heil’t, wir gehdren nicht
zu denjenigen 10 %, fur die man Gesetze macht und die sie nicht befolgen, sondern wir gehdren
zu den 90 %, die Dinge vorantreiben wollen, worauf man nicht so genau schauen muss.

In der Vergangenheit haben wir stetig neu gebaut, wenn auch wenig. Aber auch wenn man ganz
viele hat, die wenig bauen, kommt am Ende doch einiges an Wohnungen zusammen.

Wir haben uns auch viel auf Aufstockungen konzentriert. Deswegen sind wir besonders froh,
dieses Thema heute hier so prominent platziert zu sehen. Dennoch wirden wir uns winschen,
dass man noch ein bisschen weitergehen wirde.

Den jetzigen Entwurf finden wir sehr gut. Wir glauben, dass die Baukommission I, die heute
schon mehrfach erwahnt wurde, wichtig ist.

Wir sehen schon jetzt einen gewissen Effekt auf die Zielmieten. Das ist genau das, was wir als
Genossenschaft machen: Wir schauen uns nicht das an, was man an Miete nehmen kann, son-
dern wir schauen uns das an, was man als Miete nehmen muss. So legen wir am Ende die Ziel-
mieten fest. Gerade bei den Themen Herstellung von Aufziigen, Ertlichtigung von Bestandsge-
bauden, Stellplatzen, Spielplatzen usw. sehen wir schon einen gewissen Effekt auf die Zielmie-
ten, wohl wissend, dass man einen relativ langen Vorlauf dazu hat. Wenn wir diesen Gesetzent-
wurf in nachster Zeit verabschiedet sehen wirden, braucht es zwei bis drei Jahre, bis man uber-
haupt einen Effekt in der Wirtschaft und auch bei den Wohnungsbaugesellschaften sieht.
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Fir 2026 haben wir noch keinen Neubau geplant. Wir hatten eigentlich dieses Jahr Aufstockun-
gen geplant, haben es aber nicht gemacht, weil es uns zu teuer war. Bei uns ware das von der
Wirtschaftsplanung her wahrscheinlich so, dass sich die Effekte erst 2027, vielleicht sogar erst
2028 widerspiegeln wurden.

Was wirden wir uns wiinschen? — Wir wirden uns die komplette Streichung der Herstellungs-
pflicht von Stellplatzen wiinschen. Wir sind im Hochtaunuskreis unterwegs; das sind Kronberg,
Kdnigstein und Bad Homburg mit etwa 20.000 bis 60.000 Einwohnern je Kommune. Wir kdnnen
nicht nachvollziehen, dass es dort einen gewissen Verkehrsdruck gibt. Wir vermieten ungefahr
800 Stellplatze und haben Leerstand bei diesen Stellplatzen. Insofern kénnen wir nicht nachvoll-
ziehen, dass gesagt wird, man musse zuséatzliche Stellplatze schaffen. Wenn Gesellschaften vor
Ort Stellplatze vermieten und es da einen Leerstand gibt, dann gibt es keinen Grund, neue Stell-
platze zu schaffen.

Ich weild nicht, ob sich unsere kommunalen Akteure dessen bewusst sind, dass wir Stellplatze
vermieten. Da braucht es an der einen oder anderen Stelle vielleicht etwas mehr Austausch.

Zum Thema Experimentieren: In unserem Unternehmen experimentieren wir standig. Das heilt,
wir probieren Dinge aus. Notfalls misste man auch dort eine weitere Experimentierklausel ein-
bringen und sagen, dann versucht man es halt. Was ist das Schlimmste, was nach flnf Jahren
passieren kann? — Man erkennt, man hat vielleicht an zwei, drei Stellen einmal falschgelegen.

Auch ich mdchte ganz bewusst sagen: Ein bisschen Mut voranzugehen ist gut. Den beweisen
Sie schon. Versuchen Sie, diesen Mut weiterhin Ihr Handeln pragen zu lassen.

Nun zu der Herstellung von Spielplatzen. Auch da sehen wir eigentlich eher die komplette Strei-
chung der Herstellungspflicht. Da wirden wir uns ebenfalls ein bisschen mehr Mut wiinschen,
wohl wissend, dass das am Ende nicht den grofien Effekt auf die Zielmieten hat; das muss man
fairerweise dazu sagen. Den groRen Effekt haben die Stellplatze. Den groRen Effekt hat § 51
bezlglich der Ertlichtigung der Bestandsgebaude. Den grof3en Effekt hat auch das Thema der
Fahrstlihle, der Aufziige.

Herr Dr. Becherer:

Herr Vorsitzender, Frau Staatssekretarin, Herr Minister! Vielen Dank fir die Einladung. — Wir wol-
len uns unseren Vortrag teilen. Herr Driedger ist Geschaftsinhaber eines Architekturbiros. Ich bin
Berater von Groffirmen, die mit Energie zu tun haben, und von Haus aus Naturwissenschaftler.
Insofern will ich ein paar allgemeine Bemerkungen machen, auch zu energetischen Aspekten.

Die Scientists for Future begriiien Schritte zur Genehmigungsfreiheit von gebaudeunabhangigen
Solaranlagen und schlagen vor, weitere Vereinfachungen zu prifen. Belange des Denkmalschut-
zes, des Naturschutzes, der offentlichen Sicherheit und des Brandschutzes sollten mit einem mi-
nimalen Maf} an Burokratie geprift werden. Bestehende Hemmnisse sind gemal den jeweiligen
technischen Neuerungen anzupassen. Ebenso sind Restriktionen bei Freiflachenanlagen auf ihre
Sinnhaftigkeit hin zu Gberprifen.
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Private Neubauten und Bauten, bei denen eine Dachsanierung durchgefiihrt werden soll, sollten
der Solarpflicht unterliegen, wie dies bereits in Nordrhein-Westfalen ab dem 1. Januar 2026 be-
schlossen wurde. Lager und Auslieferungszentren, Baumarkte und andere grof3e Gebaude bieten
attraktive Flachen fir Photovoltaikdachanlagen. Ihr Potenzial zu erschlief3en, ist eine bedeutsame
politische Herausforderung.

Ich mochte daran erinnern, dass zwei hessische Grofistadte — Frankfurt und Offenbach — im
deutschlandweiten Vergleich unter allen GroRstadten im Zubau den letzten bzw. vorletzten Platz
unter insgesamt 71 bericksichtigten Stadten einnehmen. Die Quelle dafir ist die Bundesnetza-
gentur.

Fir den Ausbau von Windenergie sollten Verfahrenserleichterungen bei der Genehmigung von
Windenergieanlagen in Gang gesetzt werden. Restriktionen sollten zyklisch Gberprift und an neu-
este wissenschaftliche Erkenntnisse angepasst werden.

Ein anderes Thema ist die Agri-Photovoltaik, die ja im Kommen ist. Auch hierflr sollten Verfah-
renserleichterungen durchgeflihrt werden, wie auch bei der Genehmigung von Windenergieanla-
gen. Agri-Photovoltaikanlagen sollten generell als privilegiert im Sinne des BauGB gelten und
unter erleichterten Bedingungen errichtet werden.

Grundsatzlich sollten alle gesetzlichen Regelungen in diesem Bereich dazu flhren, dass 1 % der
Landesflache fur die Erzeugung von Solarstrom genutzt wird. Fur Windkraftanlagen sollten 2,5 %
angestrebt werden. Ist das viel oder nicht? — Wenn man es mit den 5 % vergleicht, die im Moment
fur die Gewinnung von Biokraftstoffen genutzt werden, so muss man sagen, dass das doch relativ
wenig ist.

Ferner sehen wir den Warmeschutz von bestehenden und neu zu errichtenden Gebauden fir den
Klimaschutz als unverzichtbar an. Zudem wirden bei einer Vernachlassigung dieses Punktes
unkalkulierbare Kosten fur Mietwohnungen und mittelfristig auch flr Burogebaude entstehen,
wenn der europaische Emissionshandel EU-ETS 2 im Warme- und Verkehrssektor beginnt und
fossile Brennstoffe, soweit noch vorhanden, erheblich verteuert sind.

Ich will noch auf ein Argument der Architektenkammer eingehen, weil ich dies flr sehr wichtig
halte. Es ist von Entsiegelung gesprochen worden. Das ist etwas, was wir, wie ich glaube, sehr
viel starker einbeziehen missen. Ich mdéchte darauf hinweisen, dass das Robert Koch-Institut pro
Jahr 6.000 Hitzetote zahlt. Wir haben auch viel Uber Stellplatze geredet. Ich will das nicht herab-
wurdigen, aber das andere Argument doch ein bisschen in den Vordergrund stellen. Wir haben
eine Verantwortung fir die gesamte Gesellschaft in den Ballungszentren.

Ich mdchte jetzt an Herrn Driedger fur den zweiten Teil Gbergeben.

Herr Driedger:

Ich méchte gerne den Satz aufgreifen, dass im Landtag Uber keine Personengruppe so viel ge-
redet wird wie Uber die Kinder. Das ist insofern ein wichtiger Punkt, als wir uns genau daflr
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einsetzen, dass wir die Bauweise hin zu einer enkeltauglichen Bauweise umgestalten. Da sehen
wir sehr viele positive Punkte in den Gesetzen, die ich jetzt aber nicht weiter ausfihren méchte.

Dass der Bestandserhalt vereinfacht wird, haben einige schon hervorgehoben. Dass wir im Be-
stand viel einfacher agieren kdnnen, ist sehr vorteilhaft. Auch dass wir auf Finanz- und Ressour-
cenaufwendungen zum Herstellen von Tiefgaragen und Parkplatzen verzichten, ist sehr positiv.
Zu Uberlegen ware, ob man entsprechende Vorziige zum Bestandserhalt auch fir Veranderun-
gen von bestehenden Wohneinheiten, bei einem anderen Wohnungszuschnitt oder fir den Erhalt
von Nicht-Wohngebduden anwenden kann.

In diesem Zusammenhang mussen wir hervorheben, dass die Genehmigungsfreistellung von Ab-
bruchvorhaben grundsétzlich falsch ist. Wir haben es schon gehért: Die Okobilanzierung wird ein
wesentlicher Punkt in der Zukunft sein. So werden auch Bauteilweiterverwendung und Bauteil-
wiederwendung in der sehr nahen Zukunft ein Thema sein, mit dem wir uns in der Bauwirtschaft
auseinandersetzen missen. Andere Sparten und Branchen sind da schon sehr viel weiter. Das
Thema ,Kreislaufwirtschaft und kreislaufgerechtes Bauen® wird uns in Kiirze erreichten. Wenn wir
den Abbruchantrag abgeschafft haben, fehlt uns das Mittel, das in geordnete Bahnen zu lenken
und in ein Verfahren hineinzugeben. Insofern ist das ein sehr klarer Widerspruch dazu. Unsere
Bitte ist, die Genehmigungsfreistellung nicht vorzunehmen.

Die Digitalisierung, die in der Streichung des Schriftlichen enthalten ist, ist grundséatzlich begri-
Renswert. Was in der Digitalisierung auch als Potenzial drinsteckt, dhnlich wie die Okobilanzie-
rung, sind die Bauteilpasse und die Moglichkeit der Abstaffelung in Reduce, Re-use und Recyc-
ling, das Re-use zu férdern und im Bauwesen dafiir zu sorgen, dass wir Bauteile und Baumateri-
alien weiterverwenden konnen. Das gelingt aber nur, wenn wir den digitalen Bauteilpass gleich
in diesem Atemzug mit einfuhren und nicht nur darauf verzichten, dass irgendetwas in Papierform
abgegeben wird. Vielmehr missen wir Building Information Modeling und Bauteilbérsen gleich in
das Verfahren einbinden.

Zu § 64a wurde schon sehr viel gesagt. Ich werde mich jetzt nicht wiederholen.

Ich sage zusammenfassend: Eine enkeltaugliche Bauweise ist zwingend erforderlich, auch um
das Pariser Klimaschutzabkommen und Ahnliches einzuhalten. Dazu gehdrt auch, dass wir den
Jungsten in unserer Gesellschaft nicht das Signal senden, dass wir ab jetzt keine Spielplatze
mehr bei kleineren Bauvorhaben fir sie bauen.

Herr Dr. Tausendpfund:

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Auch wir haben eine schriftliche Stellungnahme
eingereicht. Deswegen werde ich mich jetzt auf ein paar wenige Punkte konzentrieren.

Kurz zu uns: Wir haben ungefahr 200 Unternehmen im Verband und stellen 450.000 Wohnungen
in Hessen und Rheinland-Pfalz zur Verfligung. Wir sind also ein groRer Anbieter fiir bezahlbares
Wohnen.
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Ich will mit einer Kurzbewertung des Gesetzentwurfs starten, die sehr positiv ist. Ich glaube, er ist
ein wesentlicher Beitrag, damit das Bauen in Hessen wieder einfacher, schneller und glinstiger
werden kann. Gleichzeitig ist das aber nur ein erster Schritt — das ist schon angeklungen —, der
jetzt gegangen wird. Wir missen dann in einem zweiten Schritt beim Baupaket Il starker an die
Standards ran, um Kosteneffekte zu erzielen.

Ich méchte den Punkt ,Schaffung von Wohnraum im Bestand® herausstellen. In diesem Zusam-
menhang ist die Novelle der HBO einen grof3en Schritt in die richtige Richtung dergestalt gegan-
gen, als es bisher schwierig war, Bestandsgebaude aufzustocken und Dachgeschosse auszu-
bauen sowie umzunutzen, weil man fir das bestehende Gebaude dann keinen Bestandsschutz
gehabt hat. Das hat viele Projekte wirtschaftlich in die Knie gezwungen. Man ging sie gar nicht
erst an. Gott sei Dank ist die Empfehlung der Kommission aufgenommen worden, flr den beste-
henden Gebaudeteil einen Bestandsschutz zu gewahrleisten. Wir gehen davon aus, dass das in
nicht wenigen Projekten ein Gamechanger sein kann, um solche Projekte in Zukunft durchzufih-
ren und dort neuen Wohnraum zu schaffen.

Positiv in diesem Zusammenhang ist auch die Genehmigungsfreistellung bei der Nutzungsande-
rung von Dachgeschossen in Wohnraum und auch im unbeplanten Innenbereich. Was allerdings
fehlt — ich bitte darum, im weiteren Verlauf dariiber nachzudenken —, ist eine Genehmigungsfrei-
stellung auch fiir den Dachgeschossausbau und fir die Aufstockung im beplanten Innenbereich.
Das ist genau das, was wir in der Expertenkommission vorgeschlagen hatten, namlich dass auch
fur diese Bereiche eine Genehmigungsfreistellung gilt. Die ist jetzt nicht im Gesetzentwurf enthal-
ten. Insofern bitten wir darum zu prifen, dass das hineinkommt.

(Abgeordneter Heiko Kasseckert: Konnten Sie das noch etwas naher ausfiihren?)

— Es geht darum, dass bisher nur die Umnutzung von ungenutzten Dachgeschossen in Wohn-
raum genehmigungsfrei ist. Nicht enthalten ist aber die Genehmigungsfreistellung, wenn man ein
Dachgeschoss ausbaut oder eine Aufstockung im unbeplanten Innenbereich macht. Das hatte
die Expertenkommission vorgeschlagen, ist aber in dem Gesetzentwurf nicht bertcksichtigt wor-
den. Wir wissen nicht, warum; denn eigentlich kann man das gleichziehen.

(Abgeordneter Heiko Kasseckert: Bei einer Aufstockung?)
— Ja, Aufstockung und Dachgeschossausbau.

Dann komme ich zu den Stellplatzen. Das ist der zweite Punkt, der aus unserer Sicht neben dem
Ausbau im Bestand die héchsten Kosteneinspareffekte im Sinne von glnstigerem Bauen hat. Wir
hatten in der Expertenkommission, der ich dankbarerweise beiwohnen durfte, auch gefordert,
dass wir die Verpflichtung zur Erstellung von Stellplatzen in Hessen komplett fallen lassen und
dies in das Ermessen des Bauherrn geben. Insofern sind wir mit der Regelung, die jetzt fir die
funf grofiten Stadte ab 100.000 Einwohnern gefunden worden ist, nicht wirklich glicklich. Daher
schlagen wir vor, dass man die Grenze weiterzieht und alle Stadte mit 50.000 Einwohnern und
mehr einbezieht. Das waren zwolf Stadte. Dazu gehéren unter anderem Hanau, Gielden, Mar-
burg, Wetzlar, Fulda und Bad Homburg, also Stadte, die durchaus Uber einen gut ausgebauten
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OPNV verfigen. Deswegen wiirden wir es sehr begriiRen, wenn auch diese Stadte in Zukunft in
diese Privilegierung hineinfallen wiirden.

Ein Punkt sollte in dem Gesetzentwurf noch klargestellt werden. Bisher heif3t es: Wenn man neu
baut, gilt bis 14 Wohneinheiten kein Stellplatz und ab der 15. Wohneinheit 0,5. Wir verstehen das
so, dass, wenn man 16 Wohneinheiten baut, fir die ersten 14 keinen Stellplatz schaffen und nur
fur die weiteren zwei einen Stellplatz schaffen muss. Wenn das bedeutet, dass man ab 16
Wohneinheiten fur alle 0,5 schaffen wirde, dann wirde das eher kontraproduktiv wirken. Dann
wuirde namlich eher im Bereich von 14 Wohneinheiten gebaut und nicht mehr. Das sollten Sie
sich noch einmal anschauen. Bitte nicht kontraproduktiv sein, sondern sagen: Bis 14 Wohnein-
heiten kein Stellplatz und erst ab der 15. Wohneinheit 0,5.

Damit komme ich auch schon zum Schluss. Ein kurzes Fazit habe ich bereits abgegeben. Der
Gesetzentwurf ist ein wichtiger Schritt. Wir missen aber im Rahmen des Baupakets Il — auch ich
bin in der Kommission — an die Standards rangehen. Daflir braucht es erst recht Mut; denn dann
kommen die wirklich spannenden Themen, bei denen es auch ein bisschen in der Kiste rappelt.

Herr Wachter:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Die VhU begrifdt die HBO-
Novelle grundsatzlich.

Seit Anfang 2021 ist der Baupreisindex in Hessen fur den Wohnungsneubau um 37 % gestiegen.
Die Zahl der Baugenehmigungen in Hessen befindet sich auf dem niedrigsten Stand seit 2010.
Vergangene Woche meldete das Statistische Landesamt Hessen, dass die Auftragseingange der
hessischen Bauwirtschaft im Bereich Wohnungsneubau im ersten Halbjahr 2025 um 16 % nied-
riger waren als im ersten Halbjahr 2024. Der Leidensdruck sowohl in der Bauwirtschaft als auch
am Wohnungsmarkt ist hoch. Oder anders gesagt: Die Huitte brennt. Es bedarf mutiger und
schneller Schritte, damit Bauen in Hessen wieder schneller, einfacher und glinstiger wird.

Ich mdchte besonders auf die Stellplatzpflicht eingehen, weil es der VhU wichtig ist, dass es hier
zu keiner weiteren Verwasserung kommt. Die hessische Baukostenkommission hatte sich im No-
vember 2024 nach dem Vorbild der Hamburger Bauordnung fiir den Wegfall der Stellplatzpflicht
ausgesprochen. Die Hamburger Bauordnung sieht vor, dass Bauherren in eigener Verantwortung
Uber die Herstellung von Stellplatzen entscheiden. Denn wer, wenn nicht die Bauherren, kénnen
beurteilen, wie viele Stellplatze bendtigt werden, damit eine Wohnung marktfahig ist?

Hamburg und Frankfurt sind Zentren von Metropolregionen, in denen finf bzw. sechs Millionen
Menschen leben. In Frankfurt pendeln rund 460.000 Berufstatige zur Arbeit, in Hamburg rund
400.000. Wenn Hamburg auf Vorgaben zu Kfz-Stellplatzen verzichten kann, dann sollte das doch
auch in Hessen moglich sein.

Auch gewissenhaft erarbeitete und ausdifferenzierte Stellplatzsatzungen sind letztlich starr und
kénnen nicht sicherstellen, dass im Einzelfall bedarfsgerecht auf nicht benétigte Stellplatze ver-
zichtet werden kann.
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Der Bau eines Tiefgaragenstellplatzes kostet 50.000 bis 60.000 Euro. Kaum etwas ist so teuer
wie ein nicht bendétigter Stellplatz. Auf den Bau nicht bendétigter Stellplatze muss deshalb verzich-
tet werden kdnnen.

Auch wenn sich die VhU mehr erhofft hatte, sollte die nun im Gesetzentwurf vorgesehene Expe-
rimentierklausel in sehr abgespeckter Form fir die funf grofiten Stadte Hessens auf jeden Fall
beibehalten werden. Die jetzt gefundene Lésung erzielt Verbesserungen und ist ein erster Schritt
in die richtige Richtung.

AbschlieBen mdchte ich mit etwas Grundséatzlichem. Als Bauordnungsrecht dient die HBO der
Abwehr von Gefahren. Besonders dem Wohnungsneubau wurden jedoch zunehmend gefahren-
abwehrrechtsfremde Pflichten Ubergestllpt. Das macht den Wohnungsneubau immer teurer,
komplizierter und langwieriger. Das Auferlegen gesellschaftlicher Ziele und andere Forderungen
an den Wohnungsneubau, beispielsweise Kinderspielplatze, Barrierefreiheit oder Kfz-Stellplatze,
sollten grundsatzlich wieder zurliickgefahren werden. Die HBO sollte sich vor allem auf die Ab-
wehr von Gefahren konzentrieren.

Vorsitzender:

Ich danke Ihnen sehr. — Dann gebe ich die Runde flr die Abgeordneten frei. Als Erste hat sich
Frau Glanz gemeldet. Bitte schon.

Abgeordnete Mirjam Glanz:

Vielen Dank fur die zweite Runde. — In einigen Stellungnahmen wurde deutlich, dass Aspekte wie
Nachhaltigkeit, Artenschutz und Klimaschutz in der HBO keine Rolle spielen, obwohl spatestens
seit der neuen Leipzig-Charta und dem Memorandum ,Urbane Resilienz“ deutlich wird, dass zum
Beispiel Klimaanpassungsmafinahmen notwendig sind, damit unsere Stadte Krisenfestigkeit ent-
wickeln. Das ist auch flr die Wohnungswirtschaft interessant. Denn wer méchte in Zukunft noch
in einer Uberhitzten Stadt wie Frankfurt leben, wenn es viel zu heil3 ist? Wir haben auch gehort,
es gibt viele Hitzetote. Deswegen wiirde ich gern vor allem von den beiden Vertretern von Scien-
tists for Future wissen, welche Anderungen in der HBO-Novelle notwendig wéren, damit Hessen
sein Ziel erreicht, bis 2045 klimaneutral zu werden.

Ich weil3, dass in der Architektenschaft schon sehr viel Gber die Wiederverwendung von Baustof-
fen und Baumaterialien diskutiert wird. Ich wiirde gerne wissen, wie der digitale Bauteilpass funk-
tioniert und welche Regelungen im Vorfeld getroffen werden kdnnten, damit Baustoffe wiederver-
wendet werden kénnen und die graue Energie erhalten bleibt.

Abgeordneter Heiko Kasseckert:

Ich méchte zwei konkrete Punkte ansprechen. Herr Ehrhardt, Sie haben in Ihrer miindlichen Stel-
lungnahme einen Punkt nicht angesprochen. Zum § 70, zur Vollstandigkeitsfiktion, haben Sie
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aber in lhrer schriftlichen Stellungnahme Ausfiihrungen gemacht. Vielleicht kénnten Sie dazu
noch etwas erlautern. — Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt: Allseits begrii3t werden Aufstockungen und Umbau. Axel Tausendpfund hat
das angesprochen. Was allerdings nicht benannt worden ist, ist der Anbau. Wir wurden parallel
zur Anhérung zum Thema Anbau angefragt. Dieser ist von dem Gesetzentwurf nicht erfasst. Ich
bitte Axel Tausendpfund und auch Herrn Schreiner um die Beantwortung der Frage, ob wir den
Anbau aufnehmen sollten. Wahrscheinlich misste man diesen Begriff dann in Bezug auf die An-
zahl der Wohneinheiten definieren. Wir haben dies bisher nicht in der Regelung drin und kénnten
vielleicht im Rahmen der Anhérung noch darauf eingehen.

Uber die Stellplatze haben wir bereits diskutiert. Hamburg und Frankfurt sind da vergleichbar. Ich
glaube, dass das, was wir jetzt mit der Experimentierklausel haben, durchaus auch der Stadt
Frankfurt die Mdglichkeit gibt — das macht sie auch schon jetzt —, verantwortungsvoll damit um-
zugehen.

Man musste einmal die Aussage konkretisieren, wo Stellplatze leer stehen. Wir haben differen-
zierte Bauvorhaben. Ich kann mir sehr gut vorstellen, dass es Bauvorhaben gibt, zum Beispiel
nach dem geférderten Wohnungsbau, bei denen zwei bzw. anderthalb Stellplatze nicht notwendig
sind. Das musste man vielleicht genauer differenzieren. Im frei finanzierten Wohnungsbau kann
ich mir nicht vorstellen, dass jemand, der sich in Frankfurt oder auch in anderen Stadten eine
Wohnung schafft, auf einen Stellplatz verzichtet. Vielleicht kann Herr Lipka etwas dazu sagen.

Abgeordneter Dr. Stefan Naas:

Kollege Kasseckert, ich méchte noch etwas zu den Stellplatzen sagen. Ich glaube, das ist absolut
differenziert zu sehen. Es gibt Tiefgaragenstellplatze, die nach der HBO wunderbar sind, die aber
so eng sind, dass niemand hineinkommt und sie faktisch nicht genutzt werden. Bei bestimmten
Bauvorhaben ist das haufiger der Fall. Das ist dann ein Stellplatz, der fur alles Mégliche genutzt
wird.

Dann haben wir das Phanomen, das gerade schon beschrieben wurde: Wir haben eine Stellplatz-
satzung und viele vermietbare Stellplatze, die auch vermietet werden. Es gibt aber auch geni-
gend offentliche Stellplatze. Wieso soll man denn einen Stellplatz fir 40 Euro im Monat mieten,
wenn man auch o6ffentlich kostenlos parken kann? — Dann bleiben die Stellplatze nattrlich leer.

Es gibt alle moglichen Fallkonstellationen. Ich glaube, wir werden uns daruber unterhalten mus-
sen: Gibt es ein Recht der Kommune auf eine Satzung, ja oder nein? Es gibt Punkte, die daflr-
und die dagegensprechen. Die Frage ist auch: Was ist die Freiheit des Investors, namlich keine
oder welche zu bauen? Die Frage der Wechselwirkung missen wir auch beantworten. Das hat
die Koalition mit ihrem ersten Entwurf mit einer Einschrankung in der GréRe getan. Wir haben
eher eine generelle Sichtweise und wurden das gerne landesweit einheitlich haben. Wie wir das
machen, dariiber missen wir bei uns noch intern diskutieren.
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Spannender erscheint mir die Frage der Umnutzung bzw. des Ausbaus. Herr Tausendpfund, wir
wollten eigentlich, dass man irgendwann einmal genehmigungsfrei ausbauen kann. Warum? —
Unser Argument war: Bei einem Dach hat man die Begrenzung durch den First, die Traufe und
die Giebelwand. Man kann noch eine Gaube hineinzimmern oder es auch lassen. Aber an sich
gibt es ja schon diesen Raum. Wenn es diesen Raum schon gibt und er bereits genehmigt ist,
dann kann man ihn doch ohne den ganzen Firlefanz ausbauen.

Wenn das Ganze nur umgenutzt wird, es also schon ausgebaut sein muss — ich nenne nur Hei-
zung, Sanitar, Brandschutz usw. —, dann ist einem damit nicht wirklich geholfen. Insofern misste
das weitergehend sein und auch den Ausbau umfassen. Mich wiirde interessieren, wie Sie das
abgrenzen und wo Sie da die Schwierigkeiten sehen. Das ware meine konkrete Frage.

Abgeordnete Elke Barth:

Lieber Heiko, ich bleibe dabei: Das Thema Stellplatze ist ein emotionales Thema. Das merkt man
auch daran, dass wir hier fast mehr tUber Stellplatze diskutieren als tGber Hauser. Aber eigentlich
geht es uns ja darum, das Wohnen guinstiger zu machen.

Ich mdchte noch eine Frage an Herrn Dr. Groth stellen. In Bad Homburg muss man, wenn ich
jetzt nicht vollig danebenliege, schon heute bei Dachgeschossaufstockungen keine zusatzlichen
Stellplatze schaffen. Das haben kluge Stadtverordnete einmal beschlossen. Sie haben ja einige
Aufstockungsvorhaben, gerade auch im gut mit dem OPNV erschlossenen Innenbereich. Haben
sich dadurch Probleme ergeben, dass Mieter gerne Stellplatze erworben hatten? Sie sind ja eine
Genossenschaft. Haben Sie Wartelisten fur Stellplatze? Gibt es das? Gerade lhre Wohnungen
sind haufig sehr alte Bestandswohnungen aus Zeiten, in denen noch keine Stellplatze geschaffen
werden mussten, die jetzt aber revitalisiert wurden, sodass auch jlingere Leute einziehen. Haben
Sie Stellplatzdruck in Thren Wohnvorhaben, oder ist das fiir Sie eher kein Thema? Das wirde
mich interessieren.

Vorsitzender:
Danke sehr. — Sie kdnnen jetzt der Reihe nach antworten.

Ich erlaube mir, vorher noch eine Frage aufzuwerfen, weil es mich und vielleicht auch andere
interessiert. Vielleicht ist dariber auch schon oft gesprochen worden. Das Nichtnutzen von Stell-
platzen und Tiefgaragenstellplatzen treibt auch mich als Stadter um. Ich wohne in Frankfurt. Ich
frage mich hin und wieder: Woran liegt das eigentlich? Ist das Bequemlichkeit? Ist der Stellplatz
fur ein grofdes Auto zu eng? Haben Sie da eine Idee, oder ist das von allem etwas? Mir und auch
vielen anderen fallt auf, dass das nicht nur mit monetaren Aspekten zu tun hat, sondern moglich-
erweise auch der Bequemlichkeit geschuldet ist.

Méchten die Kommunalen Spitzenverbande erst noch etwas zu den Fragen ausflihren, die vorher
an sie gerichtet waren?
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Herr Schreiner:

Zum § 42 Abs. 4 und § 42 Abs. 5 neu kann ich gar nicht so viel sagen. Es ist ja versucht worden,
die Aufstockung im Absatz 5 und die Umnutzung im Absatz 4 zu regeln. Da ist eigentlich alles
benannt, was in diesem Zusammenhang an Schwierigkeiten auftreten kdnnte. Daran habe ich
jetzt ausnahmsweise keine Kritik.

(Abgeordneter Heiko Kasseckert: Und beim Anbau?)

— Der Anbau ist gar nicht explizit drin. Man musste Uberlegen, ob er eine Rolle spielt. Das greift
dann schon wieder in die Abstandsflachen ein; da geht es dann schon wieder deutlich weiter.
Daflir brauchte es wahrscheinlich eine eigene Runde. Der Anbau ist ja wieder anders als die reine
Hohe. Da hat man eine Grundkubatur und kann ermessen, wie man lber das bestehende Trep-
penhaus nach oben geht. Das scheint mir [6sbar. Der Anbau ist doch sehr komplex in Bezug auf
Abstandsflachen, Nachbarschutz usw. — Das kann man auch anders sehen. Deswegen diskutie-
ren wir ja dartber.

Herr Dr. Tausendpfund:

Diese Frage richtete sich auch an mich. Es ist richtig: Wir hatten damals in der Expertenkommis-
sion in dem MalRnahmenkatalog mit 20 Punkten den Anbau nicht drin. Ich weil jetzt nicht, warum.
Jedenfalls ist dies nicht als besonderes Thema benannt worden. Aus meiner Sicht spricht aber
Uberhaupt nichts dagegen, dies aufzunehmen; denn auch das ist ja ein Beitrag, um im Bestand
neuen Wohnraum zu schaffen. Warum soll man nur den Dachgeschossausbau und die Aufsto-
ckung nehmen und den Anbau letzten Endes nicht? Insofern wiirde ich es durchaus begriRen,
dass man den Anbau aufnimmt. Man hatte noch nicht einmal das Problem mit dem erweiterten
Bestandsschutz, sondern dabei geht es eher um die Frage der Genehmigungsfreiheit. Ist das im
Bereich von § 34 BauGB genehmigungsfrei oder nicht? Vielleicht macht man ja die grof3e Losung
und sagt, man macht den Anbau, den Dachgeschossausbau und die Aufstockung im Zusammen-
hang mit dem § 34 genehmigungsfrei. Das ware dann der grof3e Wurf.

Herr Driedger:

Die Frage war: Hessen hat sich zur Klimaneutralitat bis zum Jahr 2045 verpflichtet. Wo sehen wir
das im Gesetz und wo nicht? — Wir sehen das schon nicht in der Praambel, dass man sagt: Wir
wollen entblrokratisieren und Wohnraum herstellen. — Zum Klimaschutz bzw. zu resilienzstei-
gernden Malinahmen findet sich dort erst einmal nichts.

Sehr positiv zu bewerten ist, dass die Erkenntnis der Wichtigkeit des Anteils an grauer Energie
sehr relevant ist. Wir alle sind ja sach- und fachkundig. Das, was die Gebaude im Zuge ihrer
Nutzungsdauer, beispielsweise Uber 50 Jahre hinweg, an Betriebsenergie verbrauchen, ist mitt-
lerweile der kleinere Teil, also 50 % oder weniger dessen, was aus dem Gebaudesektor an Res-
sourcen- und Energieverbrauch festzustellen ist. Der GroRteil findet bei der Herstellung eines
Gebaudes statt.
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Der Punkt ist: Wir haben jetzt schon 2025. Wenn wir uns jetzt im Wesentlichen auf einen Neubau
fokussieren und den Umbau vernachlassigen wirden, hatten wir das Problem, dass sehr viele
Emissionen erst liber die nachsten 50 Jahre unter dem Strich positiv sind. Wir miissen aber schon
jetzt und kurzfristig darauf hinwirken, dass der Bausektor zur Lésung der Klimaproblematik bei-
tragt. Dazu gehort, dass wir nicht sorglos mit dem Geb&audebestand umgehen und den Abbruch
genehmigungsfreigestellt anheimstellen. Unsere Forderung ist sogar, dass es einen qualifizierten
Abbruchantrag geben und man fragen muss: Ist eine Sanierung, ein Umbau bzw. eine Moderni-
sierung nicht méglich? — Erst dann ist es angesichts unserer Klimaschutzziele und der Klimapro-
bleme, die wir haben, mit dem Gewissen zu vereinbaren, Gberhaupt den Gebaudebestand abzu-
brechen. Das steht den jetzigen Absichten diametral entgegen.

Insofern sehen wir auch § 64a als Teil dessen, dass Klimaziele gefahrdet werden, wenn Neubau
leichtfertig geférdert bzw. gar keine Entsiegelung in unsere Bauordnung verpflichtend reingenom-
men wird. Andere Lander bzw. Gegenden sind da schon wesentlich weiter, beispielsweise mit
Abpflastern und Bewegungen dorthin, dass man unsere gebaute Umgebung wesentlich klima-
resilienter gestaltet und die Begrinung férdert. Das fehlt in dem jetzigen Entwurf vollstandig. Es
gibt also durchaus Punkte, bei denen noch deutlich nachzubessern ist.

Zu der Frage nach dem Bauteilkatalog: Bei dem Gebaudebestand, den wir schon heute haben
und den wir ab jetzt noch herstellen, missen wir sicherstellen, dass zukiinftige Generationen mit
diesem Gebaudebestand nicht weitere Schadstoffproblematiken und wieder nur Probleme haben.
Vielmehr missen sie in dem Gebaudebestand, den wir zuklnftig herstellen, eine Ressource ha-
ben. Das Stichwort ,Urban Mining“ steht ja im Raum.

Wir missen sagen: Das, was wir an kinstlicher Umwelt in die Landschaft bauen, muss zuklnfti-
gen Generationen als Baustoff und Baumaterial zur Verfugung stehen. Deswegen muss ein digi-
taler Gebaudepass direkt schon bei der Gebaudeerstellung — denn wann sonst? — bereitgestellt
werden, der zentral und abrufbar hinterlegt wird, damit wir die Bauteile bei einem Gebauderick-
bau weiterverwenden konnen.

Das in der Klrze zu den Fragen.

Herr Lipka:

Fragen bzw. Anmerkungen gab es auch zu dem Thema Stellplatze. Wenn Herr Dr. Naas davon
spricht, dass Stellplatze zu klein oder nur schlecht zu erreichen seien, dann muss ich sagen, dass
das in der Regel altere Tiefgaragenstellplatze betrifft, die flir Autos gebaut worden sind, bei denen
man noch ganz andere Gré3enordnungen und Dimensionen hatte.

(Abgeordneter Dr. Stefan Naas: Das stimmt!)

Das betrifft aber nicht die Regelungen, die wir jetzt in der Bauordnung des Landes diskutieren,
sondern dabei geht es um die Herstellungspflicht von neuen Pkw-Stellplatzen.
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Die Frage von Herrn Kasseckert und auch von lhnen, Herr Boddenberg, war, wie wir diese The-
matik im Moment in einer Grof3stadt wie Frankfurt sehen. Wir haben durch ein geandertes Nut-
zerverhalten und auch durch Veranderungen der Nutzer bezlglich des Alters sehr viel mehr Be-
wohner, die gar kein eigenes Auto mehr vorhalten und die Carsharing-Modelle nutzen.

Das Ganze hangt natirlich von den verschiedenen Preissegmenten der jeweiligen Objekte ab.
Wenn man im hochpreisigen Segment unterwegs ist, wird man das Objekt kaum ohne eine ent-
sprechende Zahl von Stellplatzen vermarkten kénnen. Man wird unter Umstanden sogar mehr
Stellplatze herstellen, als es in der Stellplatzsatzung zwingend vorgesehen ist, weil dies in einem
sehr hochpreisigen Segment ein notwendiges Verkaufskriterium ist.

Wir als BFW bauen im sozial geférderten Wohnungsbau flr andere, fur Drittunternehmen. Wir
bauen Pflegeheime etc. Fir diese brauchen wir die entsprechenden Stellplatzzahlen haufig nicht,
weil die Nutzer immer seltener einen Pkw vorhalten. Wenn die Halfte der Platze in Tiefgaragen
leer steht, ist das nur Geldverschwendung und belastet am Ende den Wohnungsbau.

Ich habe zwischendurch mal ein kurzes Rechenbeispiel aufgestellt: Wenn man bei zehn Woh-
nungen zehn Pkw-Stellplatze errichten muss, dann bedeutet das Herstellungskosten in Héhe von
500.000 Euro allein fir die Tiefgarage. Wenn man 75 Quadratmeter pro Wohnung ansetzt, dann
ist das, wenn der Stellplatz leer steht, eine Belastung von gerundet 667 Euro pro Quadratmeter.
Wenn die Halfte davon leer steht, sind es noch immer Uber 300 Euro pro Quadratmeter, was am
Ende auf den Wohnungspreis aufgeschlagen werden muss.

Ich schlie3e mich vielen der Redner an, die der Meinung sind, die neue Regelung nicht nur in den
grolRen Stadten anzuwenden, sondern sie auf Mittelzentren auszudehnen. Uberall dort, wo Stell-
platze hergestellt werden mussen und diese nachher nicht angenommen werden und nicht ver-
marktet werden kdnnen, ist das gebundenes Kapital, das am Ende den Preis einer Wohnung
verteuert. Frau Barth hat gesagt, wir missten Wohnen wieder glinstiger machen. Dabei spielen
Stellplatze als wichtiger Hebel bei der Herstellung von neuem Wohnraum durchaus eine Rolle.

Herr Dr. Siebert:

Ich mdchte zwei ganz konkrete Vorschlage zu § 8 des Gesetzentwurfs aufgreifen. Herr Dr. Naas
hat vollig zutreffend gesagt, dass Spielplatze teilweise verwaist oder absolut unattraktiv seien.
Deswegen meinen wir, in § 8 Abs. 2 sollte man den Schwellenwert auf mindestens 20 Wohnun-
gen anheben, ab denen ein Spielplatz zu errichten ist.

Frau Dr. Feuerbach, Sie haben gesagt, das Wort ,unmittelbarer” in § 8 Abs. 3 Nr. 2 sollte man
ersatzlos streichen. Das finden auch wir richtig.

(Frau Dr. Feuerbach: Nein, das habe ich nicht gesagt!)
— Zumindest haben Sie gesagt, es sei unbestimmt.

(Frau Dr. Feuerbach: Es muss bestimmt werden!)
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— Es muss bestimmt werden. Gut, okay. Sorry. Dann habe ich Sie falsch verstanden.

Ich bin der Auffassung, man kann jemandem zumuten, eine gewisse Strecke bis zum nachsten
Spielplatz zurtickzulegen. Ein Spielplatz muss nicht in unmittelbarer Nahe, sondern in der Nahe
sein.

Frau Barth, Sie haben gesagt, es sei ausreichend, wenn drinsteht, dass ein Spielplatz geschaffen
wird. Daruber wolle man noch nachdenken. Ich wiirde es trotzdem drinlassen, aber vielleicht ein
bisschen modifizieren und schreiben: Der Spielplatz wird zeitnah oder in einer bestimmten Frist,
beispielsweise innerhalb von zwei Jahren, geschaffen. — Ansonsten wird es schwierig, wenn man
gleich mit dem Projekt auch schon den Spielplatz errichten muss.

Bei den viel diskutierten Stellplatzen kénnte man Uberlegen, ob man den Schwellenwert von 14
auf 20 Wohneinheiten anhebt.

Zu dem, was Sie, Herr Tausendpfund, gesagt haben, namlich dass sich in dem Gesetzeswortlaut
ein Fehler befindet. Wenn man Uber dem Schwellenwert liegt, dann muss man klarstellen, dass
es bis zum Schwellenwert dabei bleibt, dass kein Stellplatz zu schaffen ist. Das ist nur ein kleiner
handwerklicher Fehler.

Vorsitzender:

Frau Dr. Feuerbach mdchte noch kurz korrigieren und erklaren, wie sie es gemeint hat. Bitte
schon.

Frau Dr. Feuerbach:

Ja, sehr gerne. — Ich habe in meiner Stellungnahme geschrieben, dass der Begriff ,in unmittelba-
rer Nahe* prazisiert werden muss.

Herr Siebert, Sie haben gesagt, man kénne durchaus ein paar Meter zum nachsten Spielplatz
laufen. Wer geht denn mit dem Kind, der Vater oder die Mutter? Wir sprechen da von Zwangs-
mobilitdt. Menschen unter sechs Jahren kann man nicht allein Uber die Strale schicken. Das
sehe auch ich so. Das hat auch eine Konsequenz fiir die gesamte Care-Arbeit. Wenn das Kind
in der Nahe ist, dann kann man ganz anders nach dem Kind schauen. lhr Vorschlag geht an der
Realitat vorbei und belastet das Zeitbudget. Wir wissen, dass Care-Arbeit ungleich verteilt ist.
Das betrifft Frauen viel haufiger.

Es geht zumindest an der Realitat in Frankfurt total vorbei, wenn Sie sagen, Spielplatze wirden
irgendwann geschaffen. Die werden nicht geschaffen. Die Stadt Frankfurt kann Spielplatze nur in
Neubaugebieten schaffen. Es ist schon schwierig, Gberhaupt die Flachen dafiir von den Investo-
ren zu bekommen.

Ich erlaube mir noch einen Satz zu den Stellplatzen. Es geht doch um die Reduktion der Zahl von
Autos im 6ffentlichen Raum. Es geht auch darum, durch den MIV einen Kollaps in den Stadten
zu vermeiden. Der Kollege hat eben Carsharing-Modelle angesprochen. Es ware doch viel kllger,
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dort Synergien zu schaffen, indem das Gesetz auch Carsharing oder den Umweltverbund nach
vorne bringt.

Herr Greiner:
Es sind viele Punkte angesprochen worden. Ich will mich auf wenige beschranken.

Ich glaube, der Tenor sollte sein: Wohnen vor Parken. Meiner Meinung nach ist es sinnvoll, die
neue Regelung auch auf Kommunen mit 50.000 Einwohnern herunterzubrechen, weil auch der
Parkdruck, der mdglicherweise entsteht, ein Medium ist, mit dem die Mobilitatswende ein Stlick-
chen vorangetrieben wird. Wenn man bisher ein, zwei oder mdglicherweise sogar drei Kraftfahr-
zeuge auf dem eigenen Grundstlick unterstellen konnte und das zukiinftig vielleicht ein bisschen
erschwert sein mag, dann wird das vielleicht dazu fiihren, dass man ein geandertes Mobilitats-
verhalten Ubt.

Warum in Frankfurt Tiefgaragenstellplatze oft nicht genutzt werden, hangt sicherlich auch damit
zusammen, dass die Gesellschaft zum Teil schon weiter ist, als wir im Gesetz manchmal denken,
und mehr 6ffentlichen Verkehr, mehr Radmobilitat, mehr Fullwege usw. benutzt. Ich glaube, das
ist ein wichtiger und guter Schritt.

Vorsitzender:

Meine Frage ging eher dahin, wenn ich das noch sagen darf: Tiefgaragenstellplatze sind vorhan-
den, aber das Auto steht auf der Strale. Diesen Aspekt habe ich gemeint. Dass der Stellplatz gar
nicht erst nachgefragt wird, ist eine andere Sache. Das haben Sie gerade beantwortet. Aber mich
wundert das Verhalten ein bisschen. Daflr suche ich noch immer nach Griinden; aber gut.

Herr Greiner:

Wir wurden nach der Liste der noch nicht umgesetzten Vorschlage gefragt. Vielen Dank fiir Ihre
Interesse. Es gibt ja noch ein Baupaket Il. Ich glaube, in diesem Zusammenhang ist es wichtig,
das Paket | jetzt nicht zu Gberfrachten. Bevor wir noch Regelungen fiir den Anbau neu aufneh-
men, sollten wir lieber das Gesetz jetzt auf den Weg bringen. Nach der HBO ist vor der HBO,
habe ich mal gelernt. Nehmen wir das doch mit in das nachste Paket hinein.

Frau Barth, Sie haben in der ersten Runde dezidiert danach gefragt, was es mit dem Warme-
schutz auf sich hat. Derzeit missen wir den Warmeschutz in der Planungsphase berechnen und
in die Planung einbeziehen. Das halten wir fiir sehr wichtig, weil das das Instrument ist, mit dem
wir als Planerinnen und Planer umgehen. Am Ende muss ein Nachweisberechtigter die Erflllung
des Warmeschutzes nachweisen und bestatigen, dass das so umgesetzt wurde.

Das bezieht sich, wie es schon in verschiedenen Redebeitrdgen zum Ausdruck gekommen ist,
immer nur auf die Nutzungsdauer. Das GEG in Deutschland hat derzeit den Nachteil: Es betrach-
tet ausschlielich die Phase einer Gebaudenutzung und das, was wir dort an Verbrauchsenergien
haben. Aber viel wesentlicher — auch das ist gerade schon zum Ausdruck gekommen — sind
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mittlerweile die Errichtungsenergie des Gebaudes, die Herstellung der Materialien — denken Sie
an die Brennung von Zement, an Klinker usw. — und am Ende auch der Riickbau.

Deswegen ist die Okobilanzierung so wichtig. Das ist genau das Instrument, das Europa 2019
beschlossen hat und das 2026 umgesetzt werden soll. Der Warmeschutz wird dann in der Oko-
bilanzierung aufgehen. Deswegen bitte den Warmeschutz jetzt nicht abschaffen, um ihn kiinftig
mit dem Vorwurf der neuen Birokratisierung méglicherweise umfanglicher wiederaufzubauen.
Behalten Sie jetzt den Warmeschutz. Transformieren wir ihn nachstes Jahr im Rahmen des er-
neuerten GEG. Das ist aus unserer Sicht ein wichtiger Vorschlag.

SchlieBlich wurde noch die Frage nach der Bauteilwiederverwendung gestellt. Auch da bin ich
der Meinung: Das sollten wir in einem kiinftigen Baupaket unbedingt beachten. Ich mache gerne
ein Beispiel: Wir schauen dort hinten in diesem Raum auf eine wahrscheinlich fir den Brand-
schutz ausgestattete Turanlage. Wenn wir in zwei Jahren feststellen, dass dieser Raum eine
Fensterachse zu grol3 ware und diese Tur eine Achse weiter versetzt werden misste, dann gehen
alle Turen, die da sind, in den Abfall, und Sie kaufen neue Turen. Warum ist das so? — Weil wir
das Bauteil nach derzeitigen Bestimmungen leider nicht wiederverwenden durfen.

Ich gehe davon aus, ein Grofteil von Ihnen fahrt Fahrzeuge — geleast oder sonst wie —, die nach
drei Jahren an den Handler zuriickgehen. Er macht einen OI- und einen Wasserwechsel. Dann
wird das Fahrzeug verkauft. Man kann es im Zweifel mit 200 km/h auf der Autobahn weiter fahren.

Eine Tur dieser Art dort hinten hat vielleicht insgesamt zehn bewegliche Bauteile, eine Schliel3-
folgeregelung usw. Die dirfen wir nicht wieder in Nutzung nehmen, weil die H-VV TB derzeit
— moglicherweise auch lobbygetrieben; das will ich nicht unerwahnt lassen — genau das fordert.
Wir kénnen sehr wohl etwas daran andern. Wenn ein qualifizierter Bauleiter erklart, man kénne
die Tur eine Achse weiter unter den gleichen Rahmenbedingungen wieder einsetzen, dann soll-
ten wir das zukinftig aufnehmen. Das ist meines Erachtens ein wichtiger Teil flr das nachste
Baupaket.

Vorsitzender:
Danke fir dieses anschauliche Beispiel. Jetzt habe auch ich es verstanden.

Herr Ehrhardt:

Frau Barth hat ein bisschen moniert, dass wir heute mehr Uber Stellplatze als tGber Immobilien
sprechen. Frau Barth, Sie wissen ja: Stellplatze sind ein ganz erheblicher Kostentreiber.

(Abgeordnete Elke Barth: Ganz genau!)

Man muss das natirlich im Zusammenhang denken. Ich muss flir uns sagen: Nach der heutigen
Anhérung besteht die Erkenntnis, dass Stellplatze oftmals auch ein unnétiger Kostentreiber sind.

Damit komme ich zu lhrer Frage, Herr Boddenberg. Ich habe Ihre Frage so verstanden, dass das
Thema Bequemlichkeit eine bestimmte Rolle spielt. Obwohl man in der Tiefgarage parken darf,
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nutzt man einen anderen, einen frei zuganglichen Stellplatz. Das ist tatsachlich so. Das ist die
Bestatigung des Umstands, dass zu viele Stellplatze, gerade auch in den Stadten, geschaffen
werden, und ein guter Grund, warum wir uns dieser Sache heute auch annehmen.

Zu der Frage von Herrn Kasseckert zum § 70: Vielen Dank daflr, Herr Kasseckert. Sie haben
gesehen, es war ein redaktionelles Versehen, dass wir das in der schriftlichen Stellungnahme
nicht aufgenommen haben. Ich habe noch versucht, es in meinen mindlichen Ausfiihrungen ab-
zufedern. Es wird Sie nicht GUberraschen: Wir begrifien den § 70. Es entspricht unserer Forde-
rung, dass eine entsprechende Frist fiir die Bauaufsichtsbehdrde vorgesehen ist. Die Stadte und
Gemeinden haben ja eingewendet, dass die Unterlagen regelmafig nicht vollstandig seien. In
dieser Regelung ist die Vorsorge getroffen, dass man fiir den Fall einer unvollstandigen Einrei-
chung eine Nachfrist setzen kann. Ich halte die Fristen auch fir adaquat. Deswegen unterstlitzen
wir diese neue Regelung.

Abgeordneter Heiko Kasseckert:

Ich méchte noch zwei Anmerkungen machen. Herr Greiner, wir haben jetzt breit Gber die Stell-
platze diskutiert. Ich will fir meine Fraktion nur eines klarmachen: Wenn wir Uber Stellplatze re-
den, dann ist das fir uns eine Frage der Kosten auf der einen Seite und der kommunalen Hoheit
auf der anderen Seite. Da sind wir — das gebe ich zu — mehr auf der kommunalen Seite. Wir
kdénnen landesseits kein Gesetz machen, das in Frankfurt die gleiche Bedeutung hat wie bei mir
in Sinntal im Main-Kinzig-Kreis. Das kann nur eine Kommune vor Ort entscheiden.

Ich kenne Beispiele, bei denen die Forderungen in der Stellplatzsatzung zu hoch sind und am
Ende Uber eine Ablésung dann Geld in den kommunalen Haushalt flie3t, was eigentlich zweck-
gebunden sein musste; in der Regel ist es das aber nie. Wir kennen das alles. Da sagen wir: Das
ist nicht die Aufgabe des Landesgesetzgebers. Da stehen wir zur kommunalen Planungshoheit.

Was wir nicht wollen, ist das, was Sie angesprochen haben, namlich einen dirigistischen Eingriff
hinsichtlich der Verknappung von Parkplatzen hin zu weniger Parkraum. Das ist nicht unser Ziel.
Ich will an dieser Stelle deutlich sagen, dass unser Ziel die Frage ist: Braucht es den Stellplatz?
Ist die kommunale Familie in der Lage, das selbst zu entscheiden? — Wir haben innerhalb der
Koalition darum gerungen — das kann man auch deutlich sagen — und mit diesem Vorschlag einen
Kompromiss erzielt, den wir in den Grof3stadten ausprobieren wollen. Dazu stehen wir auch.

Herr Tausendpfund, Sie haben die Frage nach der Berechnung der Zahl der Stellplatze bei 14
Wohneinheiten aufgeworfen. Da schwebt uns beispielsweise die Baullcke vor. In den Innenstad-
ten, dort, wo eine Baulicke ist, kann man im Zweifel auch keine Stellplatze errichten. Aber dort,
wo uber die 14 Wohneinheiten hinaus ein Objekt entsteht, ist das nicht so. Bei dem Beispiel mit
16 Wohnungen in einer Gro3stadt ware der Nachweis von acht Stellplatzen erforderlich. Das nur,
damit wir kein Missverstandnis haben. Sie haben gesagt, das ist vielleicht ein redaktionelles Ver-
sehen. So ist der gesetzgeberische Wille.
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Herr Dr. Groth:

Ich wurde nach Wartelisten und dem Stellplatzdruck ganz konkret in Bad Homburg gefragt. Das
ist nur ein ganz kleines Gebiet in Hessen, aber trotzdem kann ich Ihnen das gerne mitgeben. Fir
Bad Homburg sage ich: Wir haben keinen expliziten Stellplatzdruck. Es gibt wohl Wartelisten,
wobei man sagen muss, dass da auch das Thema Bequemlichkeit ein bisschen mit reinspielt. Zu
den wenigen Bereichen, in denen es bei uns Wartelisten gibt, kann ich sagen, dass es in ungefahr
500 Metern Entfernung freie Stellplatze gibt. Es ist eher der Bequemlichkeit der Mieter geschul-
det, dass man an einer Stelle gern einen Stellplatz hatte, aber nicht bereit ist, sich 500 Meter
weiter zu einem freien Stellplatz zu bewegen. Ich halte fest: Ein Stellplatzdruck ist in einer mittle-
ren Kommune wie Bad Homburg nicht vorhanden.

Herr Schreiner:

Ich mochte das nur relativieren. In Fulda, ahnliche GroRRe, haben wir einen hohen Parkdruck. Mit
jeder StralRensanierung nehmen wir Parkraum im 6ffentlichen Raum weg, weil wir Radwege und
Gehwege richtlinienkonform einrichten und Baume in den StralRenziigen pflanzen wollen. Da fehlt
dann immer ein Stiick Parkraum. Es gibt also nicht zu viel Parkraum, sondern partiell immer ein
bisschen weniger.

Nach der Prognose der Bundesregierung, die wir kennen, wird es bis 2040 eine Zunahme der
Zahl der Kraftfahrzeuge geben. Das wird sich ja irgendwo auswirken. Wir missen uns da ehrlich
machen: Das Kraftfahrzeug ist ein Faktum. Es muss und wird irgendwo stehen. Wir kénnen nicht
sagen, wir schieben es hin oder her. Ich glaube, weder hilft es, dass die HBO das einseitig der
Bauwirtschaft zuschiebt, noch hilft es, dass wir sagen, das Kraftfahrzeug sollte im o&ffentlichen
Raum allein stehen. Das flihrt nirgendwohin, weil es immer mehr werden.

Ein ganz herzliches Dankeschdn an die CDU-Fraktion fir die Klarstellung, dass an der kommu-
nalen Satzungshoheit nicht gerittelt werden soll. Das nehmen wir gerne mit.

Vorsitzender:

Die letzte Bemerkung hat jetzt keine weiteren Wortmeldungen provoziert. — Dann sind wir mit
dieser Anhoérung so weit fertig. Ich weise darauf hin, dass wir um 13 Uhr die nachste Anhoérung
haben und punktlich beginnen werden. Bevor ich die Sitzung schlielRe, wirde ich gerne dem Mi-
nister noch das Wort geben. Herr Minister Mansoori, bitte.

Minister Kaweh Mansoori:

Vielen Dank. — Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich wirde gern die Gelegenheit
nutzen, lhnen allen fir die konstruktive Aussprache heute zu danken. Insbesondere danke ich
auch — es sind ja zahlreiche Vertreterinnen und Vertreter von Verbanden anwesend, die auch
aktiv in der Kommission beteiligt waren — fir lhre Mitarbeit in der Kommission. Es ist alles andere
als selbstverstandlich, gemeinsam ein solches Paket zu erarbeiten. Insofern ist das auch ein
Stlick weit Ihr Gesetzentwurf, Uber den heute hier beraten worden ist.
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Im Rahmen der Aussprache ist deutlich geworden, dass selbst innerhalb der Kommissionsteil-
nehmenden die Meinungen in den Details ein bisschen auseinandergehen. Insofern war das,
glaube ich, eine gute Gruppengrofie, die die unterschiedlichen Perspektiven in der Wohnungs-
wirtschaft und in der Immobilienwirtschaft abbildete und gleichzeitig gewahrleistete, dass wir zu
tragfahigen Kompromissen kommen kénnen.

Die Kritik zu der Zusammensetzung der Kommission nehmen wir an. Wir werden das bei der
Zusammensetzung kiinftiger Arbeitsstrukturen bedenken.

Wir freuen uns dartber, dass es mit entsprechendem Tempo weitergeht. Fir die zweite Kommis-
sion steht insbesondere auch das Thema ,Kreislaufwirtschaft und Standards” als eine grol3e Pri-
oritat im Raum. Dieses Thema ist von vielen heute eingefordert worden.

Was die Rickmeldungen aus der heutigen Runde betrifft: Ich glaube, es gibt viele Punkte, die
sich minimalinvasiv umsetzen lieBen und die jetzt zu beraten sind. Beispielhaft zu nennen ist das
Thema, den 0,5er-Schlissel oberhalb des Schwellenwerts anzusetzen, ungeachtet der Frage,
wo der Schwellenwert genau angesetzt wird. Das sind Punkte, die wir mitnehmen. Alles, was
heute angesprochen wurde und nicht Teil des Pakets ist, wird sicherlich seine Berucksichtigung
in kiinftigen Reformen finden.

Herr Greiner, ich glaube Sie haben gesagt: Nach der HBO-Novelle ist vor der HBO-Novelle. — In
diesem Tempo machen wir weiter.

Wir sind uns einig in dem Ziel, dass wir schneller, innovativer und preiswerter bauen mussen, um
auf der einen Seite den sozialen Druck gerade in den angespannten Wohnungsmarkten abzumil-
dern und auf der anderen Seite unseren Beitrag zu leisten, dass die Bauwirtschaft wieder in Gang
kommt. Ich glaube, das ist ein Ziel, das wir jenseits der politischen Farben miteinander teilen.

lhnen allen noch einmal herzlichen Dank fur lhre Mitarbeit und fur die Diskussion heute.

Vorsitzender:

Das war das Schlusswort. — Auch von meiner Seite herzlichen Dank. Ich wiinsche Ihnen einen
guten Nachhauseweg und weiterhin eine gute Verrichtung. Einige von lhnen sehen wir ja gleich
noch einmal. Damit schlief3e ich die Sitzung.

Wiesbaden, 15. September 2025

Fir die Protokollfiihrung: Vorsitz:

Ka 49 WVA 21/22 — 08.09.2025



21. WAHLPERIODE

Heike Schnier Michael Boddenberg

Ka 50 WVA 21/22 — 08.09.2025



	Stenografischer Bericht öffentliche Anhörung
	Öffentliche Anhörung Gesetzentwurf Landesregierung Drittes Gesetz zur Änderung der Hessischen Bauordnung – Drucks. 21/2380 –
	Vorsitzender:
	Herr Dr. Wobbe:
	Herr Schreiner:
	Herr Heger:
	Herr Greiner:
	Herr Dr. Siebert:
	Herr Lipka:
	Herr Kramer:
	Frau Dr. Feuerbach:
	Vorsitzender:
	Abgeordnete Elke Barth:
	Abgeordneter Dr. Stefan Naas:
	Abgeordneter Heiko Kasseckert:
	Abgeordneter Dimitri Schulz:
	Abgeordnete Mirjam Glanz:
	Abgeordnete Martina Feldmayer:
	Vorsitzender:
	Herr Schreiner:
	Herr Heger:
	Herr Sawatzky:
	Vorsitzender:
	Frau Dr. Feuerbach:
	Abgeordnete Elke Barth:
	Vorsitzender:
	Abgeordneter Heiko Kasseckert:
	Herr Schreiner:
	Vorsitzender:
	Herr Ehrhardt:
	Herr Achenbach:
	Herr Dr. Groth:
	Herr Dr. Becherer:
	Herr Driedger:
	Herr Dr. Tausendpfund:
	Herr Wächter:
	Vorsitzender:
	Abgeordnete Mirjam Glanz:
	Abgeordneter Heiko Kasseckert:
	Abgeordneter Dr. Stefan Naas:
	Abgeordnete Elke Barth:
	Vorsitzender:
	Herr Schreiner:
	Herr Dr. Tausendpfund:
	Herr Driedger:
	Herr Lipka:
	Herr Dr. Siebert:
	Vorsitzender:
	Frau Dr. Feuerbach:
	Herr Greiner:
	Vorsitzender:
	Herr Greiner:
	Vorsitzender:
	Herr Ehrhardt:
	Abgeordneter Heiko Kasseckert:
	Herr Dr. Groth:
	Herr Schreiner:
	Vorsitzender:
	Minister Kaweh Mansoori:
	Vorsitzender:



